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Verschiedenes  
 – Rücktrittserklärungen 

• Gesuch um Rücktritt aus dem Kantonsrat von 
Matthias Gfeller, Winterthur ................................  Seite 11465 

• Rücktritt aus dem Kantonsrat von Fredy Ganz, 
Bassersdorf............................................................  Seite 11465 

 – Neu eingereichte parlamentarische Vorstösse ..........  Seite 11467 
 
Geschäftsordnung 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Das Wort wird nicht verlangt. 
Die Traktandenliste ist in der vorliegenden Form genehmigt.  
 
 
1. Mitteilungen 
 
Zuweisung von neuen Vorlagen 
Zuweisung an die Finanzkommission: 
– Gebäudeversicherung, Geschäftsbericht und Jahresrechnung 

für das Jahr 2005 
KR-Nr. 140/2006

Zuweisung an die Kommission für Justiz und öffentliche Sicherheit: 
– Vollbesetzung der Aspirantenkurse der Kantonspolizei auf das 

Jahr 2006 
Bericht und Antrag des Regierungsrates an den Kantonsrat zum 
Dringlichen Postulat KR-Nr. 103/2005, 4317

 
Sitzungsplanung 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Mangels dringlicher Geschäfte 
schlage ich Ihnen vor, die Nachmittagssitzung vom 26. Juni 2006 aus-
fallen zu lassen. Ich nehme an, Sie haben nichts dagegen.  
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Antworten auf Anfragen 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Der Regierungsrat hat uns die 
Antwort auf elf Anfragen zugestellt: 
KR-Nrn. 55/2006, 56/2006, 57/2006, 66/2006, 67/2006, 68/2006, 
69/2006, 78/2006, 79/2006, 105/2006 und 114/2006. 
 
Dokumentationen im Sekretariat des Rathauses 
Im Sekretariat des Rathauses liegen zur Einsichtnahme auf:  
– Protokoll der 154. Sitzung vom 15. Mai 2006, 8.15 Uhr 
– Protokoll der 155. Sitzung vom 22. Mai 2006, 8.15 Uhr. 
 
Geburtstagsgratulation 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Ich gratuliere Thomas Heiniger 
und Martin Kull zu ihrem heutigen Geburtstag.  
 
 
2. Eintritt eines neuen Mitglieds des Kantonsrates  
für den aus dem Kantonsrat zurückgetretenen Reto Cavegn, Ober-
engstringen 
 
Ratssekretär Raphael Golta verliest die Verfügung der Direktion der 
Justiz und des Innern: «Ersatzwahl eines Mitglieds des Kantonsrates 
im Wahlkreis VII, Dietikon.  
Gestützt auf Paragraf 108 des Gesetzes über die politischen Rechte 
vom 1. September 2003 wird verfügt: 
Als Mitglied des Kantonsrates im Wahlkreis VII, Dietikon, wird für 
den auf den 22. Mai 2006 zurücktretenden Reto Cavegn (Liste Frei-
sinnig-Demokratische Partei) als gewählt erklärt:  
 

Barbara Angelsberger, Kauffrau 
In der Gyrhalden 9, 8902 Urdorf.» 

 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Ich bitte, die Gewählte eintreten 
zu lassen.  
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Barbara Angelsberger, die Direktion der Justiz und des Innern hat Sie 
als Mitglied des Kantonsrates als gewählt erklärt. Bevor Sie Ihr Amt 
ausüben können, haben Sie gemäss Paragraf 5 des Kantonsratsgeset-
zes das Amtsgelübde zu leisten. 
Die Tür ist zu schliessen. Die Anwesenden im Ratsaal und auf der Tri-
büne erheben sich.  
 
Ratssekretär Raphael Golta verliest das Amtsgelübde: «Ich gelobe als 
Mitglied dieses Rates, Verfassung und Gesetze des Bundes und des 
Kantons Zürich zu halten, die Rechte der Menschen und des Volkes 
zu schützen und die Einheit und Würde des Staates zu wahren. Die 
Pflichten meines Amtes will ich gewissenhaft erfüllen.» 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Barbara Angelsberger, Sie leisten 
das Amtsgelübde, indem Sie mir die Worte nachsprechen «Ich gelobe 
es».  
 
Barbara Angelsberger (FDP, Urdorf): Ich gelobe es. 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Ich danke Ihnen und heisse Sie 
herzlich willkommen. Sie können Ihre Arbeit aufnehmen. (Heiterkeit.) 
Die Anwesenden im Ratssaal und auf der Tribüne können sich setzen. 
Die Tür ist zu öffnen. 
 
Das Geschäft ist erledigt. 
 
 
3. Abschaffung der prozentualen Wahlhürde für die Kantons-
ratswahlen 
Motion von Peter Reinhard (EVP, Kloten), Esther Guyer (Grüne, Zü-
rich) und Lucius Dürr (CVP, Zürich) vom 6. März 2006 KR-Nr. 
61/2006, Entgegennahme als Postulat, keine materielle Behandlung 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Der Regierungsrat ist bereit, die 
Motion als Postulat entgegenzunehmen. Ist der Erstunterzeichner mit 
der Umwandlung der Motion in ein Postulat einverstanden?  
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Peter Reinhard (EVP, Kloten): Ja, ich bin einverstanden.  
 
Felix Hess (SVP, Mönchaltorf): Ich verlange Diskussion. 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Felix Hess, Mönchaltorf, bean-
tragt Ablehnung des Postulates. Das Postulat bleibt auf der Geschäfts-
liste. 
 
Das Geschäft ist vorläufig erledigt.  
 
 
4. Korrekturfaktoren im Finanzausgleich des Kantons Zürich  
Postulat von Martin Arnold (SVP, Oberrieden) und Rolf Jenny (SVP, 
Herrliberg) vom 6. März 2006  
KR-Nr. 62/2006, Entgegennahme, keine materielle Behandlung 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Der Regierungsrat ist bereit, das 
Postulat entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt? 
 
Yves de Mestral (SP, Zürich): Ich verlange Diskussion. 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Yves de Mestral, Zürich, bean-
tragt Ablehnung des Postulates. Das Postulat bleibt auf der Traktan-
denliste. 
 
Das Geschäft ist vorläufig erledigt.  
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5. Wiederaufnahme der Investitionsbeiträge  
Postulat von Martin Arnold (SVP, Oberrieden) und Rolf Jenny (SVP, 
Herrliberg) vom 6. März 2006  
KR-Nr. 63/2006, Entgegennahme, keine materielle Behandlung 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Der Regierungsrat ist bereit, das 
Postulat entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt? 
 
Robert Brunner (Grüne, Steinmaur): Ich verlange Diskussion. 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Robert Brunner, Steinmaur, bean-
tragt Ablehnung des Postulates. Das Postulat bleibt auf der Traktan-
denliste. 
 
Das Geschäft ist vorläufig erledigt.  
 
 
6. Kostenpflichtige Tests in der Lehrlingsselektion der kantonalen 
Verwaltung und kantonalen Betriebe 
Postulat von Ralf Margreiter (Grüne, Oberrieden), Karin Maeder-
Zuberbühler (SP, Rüti) und Esther Guyer (Grüne, Zürich) vom 22. 
Mai 2006 
KR-Nr. 146/2006, Antrag auf Dringlichkeit 
 
Ralf Margreiter (Grüne, Oberrieden): Das Thema Lehrlingsselektion 
verfolgt diesen Rat und verfolgt vor allem die Lehrstellensuchenden 
seit Jahren. Wir legen heute zwei Dringliche Postulate vor, die im 
Rahmen einer kleinen Offensive für mehr Chancengleichheit und eine 
bessere Lehrlingsselektion stehen und die ihre Dringlichkeit aus dem 
Umstand beziehen, dass für den Lehrbeginn 2007, also in über einem 
Jahr, jetzt bereits die Weichen gestellt werden müssen, damit die Se-
lektionsprozesse, die nach den Sommerferien zu laufen beginnen, e-
ben richtig ablaufen können.  
Im ersten dieser Dringlichen Postulate verlangen wir eine Übersicht, 
wie weit kostenpflichtige private Tests von der kantonalen Verwal-
tung oder kantonalen Betrieben bei der Lehrlingsselektion beigezogen 

http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b763A75A9-53D3-4737-B320-5E2E57716A25%7d
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werden, und werfen die Frage auf, ob nicht zu prüfen sei, den öffentli-
chen Stellen bei der Lehrlinsselektion die Verwendung solcher Tests 
zu untersagen. Es ist nicht nur sachlich, sondern auch unter rechtli-
chen Gesichtspunkten fragwürdig, ob solche Tests sinnvoll bezie-
hungsweise zulässig sind. Mindestens für die kantonale Verwaltung 
wollen wir diese Frage geprüft haben, und dies rechtzeitig.  
Ich bitte Sie, stimmen Sie der Dringlichkeit dieses Postulates zu.  
 
Samuel Ramseyer (SVP, Niederglatt): Kaum zu glauben, welche Blü-
ten die jährliche Lehrstellenhysterie heuer hervorzaubert. Der Inhalt 
einer einfachen Anfrage zur Verwendung von kostenpflichtigen Tests 
wird zum Postulat aufgemotzt und mit dem Wunsch an die Regierung 
angereichert, darüber hinaus zu prüfen, ob es nicht angebracht wäre, 
diesen öffentlichen Anbietern von beruflicher Grundbildung die Ver-
wendung von kostenpflichtigen privaten Tests bei der Lehrlingsselek-
tion zu untersagen. Bevor die Postulanten wissen, wie sich die Situati-
on in Tat und Wahrheit darstellt, wollen sie bereits verbieten, regulie-
ren und untersagen. In der Begründung vermuten die Postulanten zu-
dem, dass jene, die mit der Auswahl von Lehrlingen befasst sind, ihre 
Entscheide einzig auf Tests abstützen. Sie unterstellen also, dass die 
Auswahl der Lehrlinge nicht seriös und fair durchgeführt wird. Wir 
gehen davon aus, dass Lehrmeister – auch solche der kantonalen Ver-
waltung – ihre Aufgabe ernst nehmen und sich bewusst sind, dass 
Testergebnisse lediglich einen Mosaikstein darstellen, den es im Kon-
text aller bekannten Fakten zu würdigen gilt. Warum die Beantwor-
tung der Frage beziehungsweise des Regulierungspostulates dazu 
noch dringlich ist, vermögen wir beim besten Willen nicht zu erken-
nen.  
Wir werden der Dringlichkeit nicht zustimmen und hoffen, dass Sie es 
uns gleichtun. Ich danke. 
 
Karin Maeder-Zuberbühler (SP, Rüti): Es geht ja heute in diesem Pos-
tulat eben darum, herauszufinden, ob diese Vermutung, die immer 
wieder kommuniziert wird, überhaupt stimmt. Immer mehr Betriebe 
verlangen kostenpflichtige Tests, die sie bei der Lehrlingsselektion 
unterstützen sollen. «Heute Check-up, morgen erfolgreich!» Mit die-
sem Slogan wirbt die Firma Multicheck für ihre Prüfungen. Ich frage 
mich, wer morgen erfolgreich ist nach dem Absolvieren eines solchen 
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Tests. Ist hier die Lehrfirma gemeint? Oder doch der Lehrling? Oder 
am Ende die Firma Multicheck? Es ist bekannt, dass diese Tests eine 
Momentanaufnahme sind und deswegen kein umfassendes und objek-
tives Bild eines Jugendlichen abgeben. Es ist auch hinlänglich be-
kannt, dass die Resultate dieser Tests den Firmen zur Grobselektion 
dienen, was besonders problematisch ist. Hat eine Schülerin oder ein 
Schüler einen schlechten Tag, sinken die Chancen, eine Lehrstelle zu 
finden, drastisch. Oder aber sie oder er wiederholt den Test einfach 
und bezahlt ein weiteres Mal 60 bis 100 Franken. Das ist ja auch nicht 
gerade objektiv, oder doch? Es ist dringlich, dass die Regierung auf-
zeigt, wie die Selektion von Jugendlichen, von Lehrlingen in der kan-
tonalen Verwaltung vonstatten geht, ebenso wie Betriebe diese Selek-
tion gestalten, die mit kantonalen Leistungsaufträgen arbeiten. Dieser 
Bericht soll vor der Lehrlingsselektion für den nächsten Sommer ge-
macht werden. Der Kanton kann hier eine wichtige Vorreiterrolle 
spielen.  
Ich bitte Sie, die Dringlichkeit zu unterstützen.  
 
Lucius Dürr (CVP, Zürich): Sicher ist keine Hysterie am Platz bei den 
Lehrstellen, aber die Lage ist nach wie vor gespannt. Viele haben Mü-
he, eine Lehrstelle zu finden, und da, sind wir der Meinung, sind eine 
gewisse Kreativität, aber auch der Wille gefragt, dass man unnötige 
Hindernisse vermeidet. Beide Postulate zielen in diese Richtung. Es ist 
richtig, dass der Regierungsrat diese Fragen zügig und detailliert be-
antwortet. Deshalb können wir diese Postulate – ich spreche auch von 
Traktandum 7 – in ihrer Dringlichkeit unterstützen und schauen, was 
uns der Regierungsrat vorschlägt.  
 
Abstimmung 
Der Antrag auf Dringlichkeit wird von 79 Ratsmitgliedern unter-
stützt. Damit ist das Quorum von 60 Stimmen erreicht. Das Postu-
lat ist dringlich erklärt. Der Regierungsrat hat dazu innert vier Wochen 
begründet Stellung zu nehmen.  
 
Das Geschäft ist erledigt.  
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7. Pilotprojekt Anonymisierte Bewerbungsunterlagen: Mehr 
Chancengleichheit auf dem Lehrstellenmarkt 
Postulat von Ralf Margreiter (Grüne, Oberrieden), Karin Maeder-
Zuberbühler (SP, Rüti) und Esther Guyer (Grüne, Zürich) vom 22. 
Mai 2006 
KR-Nr. 147/2006, Antrag auf Dringlichkeit 
 
Ralf Margreiter (Grüne, Oberrieden): Zum zweiten Teil dieser Offen-
sive für mehr Chancengleichheit bei der Lehrlingsselektion nur noch 
so viel: Es geht bei beiden Postulaten für einmal nicht darum, mehr 
Ausbildungsplätze zu schaffen, sondern ein transparenteres und letzt-
lich für alle Beteiligten besseres Selektionsverfahren zu erreichen – 
auch für die Lehrbetriebe. Wenn, wie das teilweise halt eben – und 
nachweislich geschieht –, auf pauschalisierende und stereotype Zu-
schreibungen abgestellt wird, wenn die Nationalität oder der Nachna-
me, vielleicht auch das Geschlecht, je nach Berufslehre, ein Aus-
schlusskriterium ist, um überhaupt ernsthaft in den Selektionsprozess 
eintreten zu können, dann leiden darunter nicht nur die Lehrstellen 
suchenden Jugendlichen, jene, die im Übrigen ohnehin schon benach-
teiligt sind, sondern es leidet eben letztlich auch die Selektionsqualität, 
weil die Selektionstransparenz der Betriebe, die so selektionieren, 
nicht gegeben ist. Wir schlagen mit diesem Dringlichen Postulat dem 
Kanton vor, ein Pilotprojekt zur Behebung dieses Missstandes an die 
Hand zu nehmen und dies rasch zu tun. Wir verlangen kein grosses 
Gebäude, sondern den Versuch, einen bestimmten Teil an Erfahrun-
gen zu sammeln und die Lehrstellen, die die kantonalen Verwaltung 
selbst vergibt, mittels anonymisierter Bewerbungsverfahren zu verge-
ben. Der Fall ist klar: Wir wollen Erkenntnisse darüber, ob sich mit 
anonymisierten Bewerbungsunterlagen Unterschiede feststellen lassen 
und sich ein Mehr an Chancengleichheit einstellt oder nicht. Wenn 
sich das negativ beantwortet, löst sich die Sache in Minne auf, wenn 
positiv, werden wir uns sicher noch des Längeren über diese anonymi-
sierten Bewerbungen unterhalten müssen. Die Verschärfung der Lage 
für bestimmte Gruppen verlangt hier, rasch zu handeln. Ich bitte Sie, 
die Dringlichkeit zu unterstützen.  
 
Samuel Ramseyer (SVP, Niederglatt): Schon mit dem Titel des Postu-
lates betreiben die Postulanten Etikettenschwindel. Sie wollen uns al-
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len Ernstes weismachen, dass anonymisierte Bewerbungsunterlagen 
ein Vorteil für den Lehrstellenmarkt – für den Lehrstellenmarkt! – sei-
en. Im Klartext: Das Vorhaben soll dazu führen, dass Lehrstellen ver-
geben werden, ohne dass der künftige Lehrbetrieb seine Lehrlinge in 
Kenntnis aller Fakten auswählen kann. Verbrämt wird die Angelegen-
heit einmal mehr mit der Worthülse «Chancengleichheit». Und der 
Staat soll, wie könnte es anders sein, als Experimentierfeld dienen. 
Die Idee des Vorstosses erinnert mich stark an sozialistische Planwirt-
schaftsmodelle, welche in der Vergangenheit bekanntlich in ihrer 
Mehrzahl Schiffbruch erlitten haben.  
Chancen ergeben sich auf Grund einer Vielzahl von Aspekten. Ange-
eignete Fähigkeiten und Fertigkeiten, Arbeitshaltung, soziale Integra-
tion, Herkunft spielen dabei die zentrale Rolle. Anonymisierte Bewer-
bungsunterlagen, welche zwangsweise zur Lehrstellenvergabe auf 
Grund von Quotenregelungen führen sollen, schaffen auf jeden Fall 
keine einzige zusätzliche Lehrstelle. Quotenregelungen tragen übri-
gens nicht zur Chancengleichheit bei, im Gegenteil: Sie führen zu ei-
ner anderen Art von Chancenungleichheit, indem nämlich – wenn wir 
schon von der Benachteiligung bestimmter Bevölkerungsschichten 
ausgehen – eine neue Gruppe von Jugendlichen entlang des soziokul-
turellen Hintergrundes diskriminiert wird; dieses Mal einfach mit um-
gekehrtem Vorzeichen. Dass die Postulanten ihr Pilotprojekt als dring-
lich einstufen, ist nun überhaupt nicht mehr nachzuvollziehen. Die 
Probleme des Arbeitsmarktes und damit auch des Lehrstellenmarktes 
lassen sich mit Sicherheit nicht dringlich lösen. Hinter jeder Lehrstelle 
steht letztlich auch ein Arbeitsplatz, welcher mit diesem Postulat eben-
falls nicht geschaffen wird.  
Die SVP findet dieses Postulat weder nötig noch dringlich. Sie wird 
der Dringlichkeit auf keinen Fall zustimmen. Ich danke.  
 
Karin Maeder-Zuberbühler (SP, Rüti): Es geht ja eben auch mir nicht 
darum, mit diesem Postulat mehr Lehrstellen zu schaffen, sondern 
aufzuzeigen, wie die Chancengerechtigkeit verbessert werden kann. 
Es geht darum, einen Pilotversuch zu starten, indem Lehrstellensu-
chende anonymisierte Bewerbungsunterlagen einreichen. Dieser Ver-
such soll aufzeigen, ob und in welchem Umfang die Vermutung zu-
trifft, dass gewisse Gruppen auf Grund ihres Namens oder ihres Ge-
schlechts nicht zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen werden, 
geschweige denn eine Lehrstelle finden. Ich erinnere an Artikel 11 
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unserer Kantonsverfassung, der klar besagt, dass niemand diskrimi-
niert werden darf, namentlich wegen der Herkunft, der Rasse und so 
weiter. Ebenso sollen laut unserer Verfassung Mann und Frau glei-
chen Zugang zu Bildungseinrichtungen haben. Würde diese Vermu-
tung zutreffen, die immer wieder im Raum steht, müsste diese Diskri-
minierung beseitigt werden. Wir müssen alles unternehmen, um Unge-
rechtigkeiten auszuschliessen. Dieser Versuch soll aufzeigen, wie 
Chancengerechtigkeit im Bereich der Lehrlinsselektion erreicht wer-
den kann. Der Kanton kann auch hier eine Vorreiterrolle übernehmen. 
Idealerweise sollen für diese Pilotprojekte auch private Firmen ge-
wonnen werden. Dieser Pilot soll evaluiert werden, die Ergebnisse 
sollen allen Interessierten zur Verfügung stehen.  
Ich bitte Sie auch hier, die Dringlichkeit zu unterstützen.  
 
Esther Guyer (Grüne, Zürich): Samuel Ramseyer spricht von Lehr-
stellenhysterie. Das ist wirklich zynisch. Dann soll er hinstehen und 
das den Jugendlichen mitteilen, die zwei Jahre lang jedes Jahr 70 Be-
werbungen schreiben und Absagen erhalten. Da soll er einmal selber 
hinstehen und mit ihnen sprechen! Ich muss schon sagen, das ist ein 
Tiefpunkt, den ich heute Morgen gehört habe, Samuel Ramseyer. Bis 
jetzt hatte ich immer noch das Gefühl, Sie könnten einen Vorstoss le-
sen. Wir behaupten auch nicht mit einem Satz, dass wir damit Lehr-
stellen schaffen, aber wir wollen die Chancengleichheit stärken. Es ist 
doch ganz klar und das können Sie in jeder Zeitung lesen und in jeder 
Klasse hören: Ein Kind mit einem Nachnamen, mit einem Ge-
schlechtsnamen «…ic» hat kleinere Chancen. Das ist einfach so, sie 
bekommen diese Chancen nicht. Ich muss Ihnen sagen, meine Damen 
und Herren von der SVP, es ist schon leichter, in der Arena hinzuste-
hen und gegen jugendliche Gewalttäter zu schimpfen. Es ist viel leich-
ter, als mit Kreativität gegen Missstände anzugehen. Und genau das 
versuchen wir mit diesen Vorstössen. Das hat nichts mit irgendwel-
chem Sozialismus und anderem Blödsinn zu tun – ich muss schon sa-
gen.  
Ich bitte Sie, das zu unterstützen.  
 
Anita Simioni-Dahm (FDP, Andelfingen): Die FDP lehnt in diesem 
Fall die Dringlichkeit ab. Wir begreifen Ralf Margreiter und unterstüt-
zen ihn in vielen von seinen Ideen. Aber hier wird wirklich eine 
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Stressblüte betrieben. Da versuchen wir doch, in unseren Schulen Per-
sönlichkeiten heranzuziehen. Wir machen Gesamtbeurteilungen und 
wir stärken die Kinder in ihrer Art. Und dann wollen wir sie auf eine 
blanke AHV-Nummer reduzieren? Wir wollen eine Numerologie 
betreiben und die Kinder dürfen nicht mehr zu ihrer Persönlichkeit 
stehen, sich nicht als Persönlichkeiten auf dem Lehrstellenmarkt be-
werben. Ich finde eine Reduktion auf eine Nummer vollkommen 
falsch angebracht. Sonst ist es mit der Lehrlingsfrage wirklich ein 
ganz ernst zu nehmender Fall. Wir haben da ja auch in unserer Anfra-
ge darauf hingewiesen, wie gut es wäre, vorübergehende Massnahmen 
zu betreiben. Dies hier geht absolut in die falsche Richtung. Ich danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  
 
Ralf Margreiter (Grüne, Oberrieden) spricht zum zweiten Mal: Sie 
entschuldigen! Nachdem unter dem Titel der Dringlichkeit schon der-
art viel Unsinn argumentiert wurde, muss man dann vielleicht doch 
auch noch richtig stellen, um was es geht.  
Ein anonymisiertes Bewerbungsverfahren heisst nicht, es ist eine 
Nummer, sondern es ist eine Person mit ihren Fähigkeiten und Fertig-
keiten, um die es gehen soll, aber eben ohne den Namen darin. Und 
Punkt zwei: Ein anonymisiertes Bewerbungsverfahren ist nicht ir-
gendein Unding, irgendein Wirrwarr, der nicht funktioniert und wo 
ein Lehrbetrieb dann gar nicht weiss, wer am ersten Tag die Lehre an-
treten wird. Es geht um die erste Schwelle und selbstverständlich fin-
den Bewerbungsgespräche statt. Orientieren Sie sich mal – man muss 
sich nicht in allem an Frankreich ein Vorbild nehmen –, aber orientie-
ren Sie sich einmal am französischen Beispiel, wo mittlere und grösse-
re Betriebe solche Verfahren so durchführen müssen; eben genau, weil 
man dort sieht, dass die Chancengleichheit mit solchen Instrumenten 
erhöht werden kann. Ich bitte Sie, über das Thema des Postulates und 
nicht irgendwelchen sonstigen Unsinn zu schwatzen.  
 
Alfred Heer (SVP, Zürich): Ich wollte Sie nur darauf aufmerksam ma-
chen, geschätztes Präsidium, dass bei der Behandlung der Dringlich-
keit zur Dringlichkeit gesprochen werden sollte – und nicht zu mate-
riellen Inhalten. Das ging offenbar bei dieser Debatte vergessen. Das 
gilt auch für Esther Guyer, die meinen Fraktionskollegen Samuel 
Ramseyer aufs Übelste angegriffen hat. Sie würde sich besser auf die 
Dringlichkeit konzentrieren! Und für die Grüne Partei würde ich emp-
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fehlen, dass Sie einmal in Ihren Reihen schauen, wie viele Mitglieder 
Ihrer Partei Lehrstellen anbieten, und dann vergleichen Sie das mit 
unserer Partei, wie viele Mitglieder von der SVP Lehrstellen anbieten. 
Dann wissen Sie vielleicht, wo die Kompetenz ist im Lehrstellen-
markt. Besten Dank. 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Auch dieses Votum, Alfred Heer, 
war in seiner Substanz nicht zur Dringlichkeit. Aber ich kann Ihnen 
mitteilen, dass wir in der Geschäftsleitung vor Jahren einen System-
wandel vollzogen haben und nicht mehr reklamieren, wenn nicht zur 
Dringlichkeit gesprochen wird.  
 
Abstimmung 
Der Antrag auf Dringlichkeit wird von 68 Ratsmitgliedern unter-
stützt. Damit ist das Quorum von 60 Stimmen erreicht. Das Postu-
lat ist dringlich erklärt. Der Regierungsrat hat dazu innert vier Wochen 
begründet Stellung zu nehmen.  
 
Das Geschäft ist erledigt.  
 
 
8. Gewaltschutzgesetz (GSG) 
Antrag des Regierungsrates vom 6. Juli 2006 und geänderter Antrag 
der KJS vom 4. April 2006 4267a
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Zum Eintreten liegt ein Minder-
heitsantrag von Barbara Steinemann und Mitunterzeichnenden vor.  
 
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der Kommission 
für Justiz und öffentliche Sicherheit (KJS): Es ist eine bedrückende 
Tatsache, dass in Wohnungen und Häusern, wo eigentlich Geborgen-
heit, Sicherheit und Schutz herrschen sollten, Gewalttätigkeiten pas-
sieren. Im Jahre 2004 musste sich die Polizei mit 1246 Fällen häusli-
cher Gewalt befassen. Neben dem überwiegenden Teil der häuslichen 
Gewalt, die von Männern gegenüber ihren Partnerinnen ausgeübt 
wird, gibt es noch andere Formen, wie das gewalttätige Handeln ge-
gen Kinder und auch die zunehmende Gewaltbereitschaft von Kindern 

http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7bAB70D598-1D66-4D5F-94BD-62DE5DD526F9%7d
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gegenüber ihren Eltern, die nicht vergessen werden dürfen. Die gesell-
schaftlichen und volkswirtschaftlichen Auswirkungen häuslicher Ge-
walt sind angesichts des Ausmasses dieser Vorfälle erheblich. Eine 
Studie aus dem Jahre 1998 schätzt die Justiz- Gesundheits- und Sozi-
alhilfekosten in der Schweiz auf jährlich 410 Millionen Franken, auf 
den Kanton Zürich entfallen davon jährlich rund 75 Millionen Fran-
ken. Dabei sind die Folgekosten der Sozialversicherungen und die 
Kosten für Fremdunterkünfte gewaltbetroffener Frauen und Kinder 
sowie Fremdplatzierungen für Kinder nicht enthalten. 
Über lange Jahre wurde diese Form der Gewalt von der Gesellschaft 
ausgeblendet und als Privatangelegenheit der Betroffenen betrachtet. 
In der letzten Zeit hat sich diese Auffassung geändert. Der Bund hat 
die bisherigen Antragsdelikte bei Gewalt in der Ehe oder Partnerschaft 
per 1. Januar 2004 zu Offizialdelikten gemacht. Zudem haben der Na-
tionalrat Mitte Dezember 2005 als Erstrat und der Ständerat Ende 
März 2006 als Zweitrat eine Änderung des Zivilgesetzbuches zum 
Schutz der Persönlichkeit gegen Gewalt, Drohungen und Nachstellun-
gen beraten. Der unmittelbare Schutz der gefährdeten Person ist damit 
aber noch nicht gesichert. Dieser muss durch polizeirechtliche Be-
stimmungen sichergestellt werden und diese liegen in der Kompetenz 
der Kantone. Der Kanton Sankt Gallen hat hier Pionierarbeit geleistet 
und als erster die Wegweisung und das Rückkehr- und Rayonverbot 
im Polizeigesetz festgeschrieben. 
Unsere Polizei im Kanton Zürich hat ihr Interventionsverhalten bei 
häuslicher Gewalt geändert und in der Stadt Zürich wurde grosse kon-
zeptionelle Arbeit geleistet. Es hat sich gezeigt, dass es gewisse ge-
setzliche Regelungen braucht. Mit dem vorliegenden Gesetz werden 
das polizeiliche und das verwaltungsrechtliche Handeln im Bereich 
der häuslichen Gewalt geregelt. Es ist klar vom strafprozessualen und 
strafrechtlichen Verfahren abgegrenzt. Der Zweck des Gewaltschutz-
gesetzes ist nicht die Sicherung der Strafverfolgung oder die Schaf-
fung neuer Straftatbestände, sondern der Schutz der Betroffenen vor 
häuslicher Gewalt. Dazu geben wir der Polizei wie auch der gerichtli-
chen Beurteilungsinstanz die dazu notwendigen Instrumente in die 
Hände.  
Die Gesetzesvorlage führt zu einem finanziellen Mehraufwand, insbe-
sondere im Bereich der polizeilichen Aufgaben sowie im Bereich der 
Beratungen. Auf Grund der im Kanton Sankt Gallen gemachten Erfah-
rungen muss mit jährlich 600 Schutzmassnahmen gerechnet werden. 



11410 

Der Mehraufwand der Polizei besteht in der Prüfung der Vorausset-
zungen für die Schutzmassnahme, der Aushändigung der Verfügung. 
Bei Wegweisungen kommen die Abnahme der Schlüssel und die Ü-
berwachung der Herausgabe der Effekten hinzu. Schutzmassnahmen 
werden an Beratungsstellen und unter Umständen auch an Vormund-
schaftsbehörden gemeldet und bei Gesuchen um gerichtliche Beurtei-
lungen müssen die Akten dem Haftrichter, der Haftrichterin zugestellt 
werden. Nach der Offizialisierung sind die Vorfälle im Jahre 2004 ge-
genüber dem Jahr 2003 um fast 50 Prozent angestiegen, eben auf die 
schon erwähnten 1246 Fälle. Ob der Mehraufwand, der durch das 
Gewaltschutzgesetz für die Polizei entsteht, demjenigen gegenüber, 
der durch die Offizialisierung entstand, vernachlässigt werden kann, 
wie dies der Regierungsrat in der Weisung schreibt, wird sich erst zei-
gen, wenn das Gesetz greift. Um den zusätzlichen Aufwand der Poli-
zei aber möglichst tief zu halten, sollen die Schutzmassnahmenverfü-
gungen weit gehend standardisiert werden. 
Auf Grund gemachter Erfahrungen in den Kantonen Sankt Gallen und 
Appenzell Ausserrhoden sowie im Vorarlberg ist davon auszugehen, 
dass in etwa 10 Prozent der polizeilichen Wegweisungsanordnungen 
ein haftrichterliches Überprüfungsverfahren stattfindet.  
Bei den Beratungsstellen gewaltbetroffener Personen wird mit drei 
zusätzlichen Stellen gerechnet und bei der Beratung gefährdender Per-
sonen werde nur mit einer leichten Erhöhung der bereits schon heute 
zur Verfügung gestellten Beträge zu rechnen sein. In Sachen Weiter-
bildung wird insgesamt mit einem Startaufwand von 160'000 Franken 
und bei der Öffentlichkeitsarbeit mit einem solchen von 50'000 Fran-
ken gerechnet. 
Die KJS hat die Vorlage an neun Sitzungen zwischen dem 23. August 
2005 und dem 4. April 2006 beraten. An zwei dieser Sitzungen wur-
den Hearings durchgeführt. Am ersten Hearing nahmen Vertreter von 
Kantonspolizei, Opferhilfe und Fachstelle aus dem Kanton Sankt Gal-
len sowie Vertreter der Stadt- und der Kantonspolizei Zürich, der 
Strafverfolgungsbehörden und des Bezirksgerichts Zürich teil. An die-
ser Sitzung wurden auch Vorbehalte gegen dieses Gesetz laut. Die 
Kommission hat sich mit ihnen gründlich auseinandergesetzt.  
Mit diesem Gesetz wird, wie schon gesagt, die gesetzliche Grundlage 
geschaffen, damit die Polizei Mittel in der Hand hat, um in Fällen 
häuslicher Gewalt adäquat zu reagieren, um eine weitere Eskalation zu 
verhindern. Unsere Polizisten und Polizistinnen haben einen hohen 
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Ausbildungsstand – in der Ausbildung zum Polizisten, zur Polizistin 
ist die Problematik häusliche Gewalt ein Ausbildungsfach und wird 
mit 80 Lektionen ausführlich behandelt und an der Abschlussprüfung 
geprüft – und sind, mit der Nutzung des Weiterbildungsangebots, in 
der Lage, dieses neue Instrument zu handhaben. Für die Kommission 
ist es nachvollziehbar, dass diese Änderungen bei den Anwendern an-
fangs gewisse Unsicherheiten verbreiten. Die Kommission, zumindest 
ganz sicher die Kommissionsmehrheit, ist aber der Überzeugung, dass 
die Anwendenden, insbesondere die Polizei – und dies vor allem mit 
Blick auf die Erfahrungen im Kanton Sankt. Gallen – diese Aufgabe 
bei ihrer Einsatzbereitschaft, ihrer Erfahrung in Krisensituationen und 
ihren Kenntnissen aus Aus- und Weiterbildung gut meistern werden. 
Das zweite Hearing fand mit Vertretern der Vormundschaftsbehörde 
Uster, einer Vertreterin der Beratungsstelle «bif», Beratungs- und In-
formationszentrum für Frauen, und einem Vertreter des «Mannebü-
ros» statt. All diese Vertreter begrüssten das Gesetz.  
Das Ziel, die häusliche Gewalt zu bekämpfen, war in der Kommission 
unbestritten, der Weg dazu aber war Gegenstand breiter Diskussion. 
Eine Kommissionsminderheit stellt daher den Antrag auf Nichteintre-
ten, weil sie grundsätzlich dieses Gesetz nicht will, sondern die Be-
stimmungen  zur Anordnung von Schutzmassnahmen und den Opfer-
schutz in anderen Gesetzen, wie das noch zu erlassende Polizeigesetz 
sowie das bestehende Einführungsgesetz zum Opferhilfegesetz und 
das Verwaltungsrechtspflegegesetz, festschreiben möchte. Die Kom-
missionsmehrheit ist jedoch der Ansicht, dass diese Vorlage eine 
zweckmässige ist, die ausserdem rasch in Kraft gesetzt werden kann. 
Zudem ist sie der Auffassung, dass es sinnvoll ist, alle für den Schutz 
vor häuslicher Gewalt relevanten Bestimmungen im selben Erlass 
festzulegen. Dies erleichtert die Arbeit der mit diesen Bestimmungen 
arbeitenden Behörden. Zudem sind die in diesem Erlass festgehaltenen 
flankierenden Massnahmen für die Kommissionsmehrheit ein Kern-
punkt der Vorlage. 
Die Kommission hat auf Anregung eines Kommissionsmitglieds und 
in Zusammenarbeit mit der Direktion in einigen Paragrafen sprachli-
che Änderungen vorgenommen, die der Lesbarkeit dieses Gesetzes 
dienen. Aufgrund dieser Änderungen fand auch eine Zwischenlesung 
mit der Redaktionskommission statt. 
Ich danke dem besagten Kommissionsmitglied für seine äusserst 
wertvollen Vorschläge, danke den Kommissionsmitgliedern für die 
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gute und anregende Zusammenarbeit, der Direktion des Innern für die 
Unterstützung und unserm Kommissionssekretär Emanuel Brügger für 
die umsichtige Begleitung. 
Im Namen der Kommissionsmehrheit beantrage ich Ihnen Eintreten 
auf die Vorlage und danke Ihnen.  
 
Minderheitsantrag Barbara Steinemann, Ernst Bachmann, René 
Isler, Rolf André Siegenthaler-Benz und Jürg Trachsel: 
I. Auf das Gesetz wird nicht eingetreten. 
 
Barbara Steinemann (SVP, Regensdorf): Wir steigen heute in diese 
moralgeladene Debatte über ein neues Gewaltschutzgesetz, wobei be-
reits der Titel irreführend erscheint. Schliesslich soll nicht analog dem 
Umweltschutzgesetz oder dem Natur- und Heimatschutzgesetz oder 
dem Konsumentenschutzgesetz die Gewalt geschützt werden, sondern 
Gewalt hinter verschlossener Türe, im privaten Raum soll geächtet, 
unterbunden und mit Konsequenzen belegt werden.  
Die SVP verschliesst sich keineswegs einer klaren Regelung, wonach 
das Verhalten für den Täter ernsthafte Konsequenzen haben muss. Pa-
ragraf 3 dieses Gesetzesentwurfes befürwortet die SVP voll und ganz 
und erhofft sich deshalb von der Möglichkeit von klaren polizeilichen 
Interventionen den grössten Effekt zur Eindämmung dieser Form von 
Straftaten. Die Zuflucht der Betroffenen zu öffentlichen Betreuungs-
einrichtungen, Frauenhäuser oder ähnlichen Institutionen, ist aufwand-
intensiv, und zwar für Betroffene wie für den Staat. Kommt dazu, dass 
die fliehenden Frauen mit allfälligen Kindern belastende Einschrän-
kungen auf sich nehmen müssen. Die Bewegungsfreiheit der Opfer 
wird eingeschränkt, während die Täter weiterhin wirken können. Auch 
die SVP unterstützt daher den Grundgedanken von Paragraf 3, wonach 
der Täter selber, ohne Zutun des Staates, schauen muss, wo er bleibt, 
während die Opfer am Ort verbleiben können. Dann verbinden wir mit 
diesem Antrag zum Nichteintreten auf die Vorlage, Paragraf 3 ins no-
tabene noch zu erschaffende materielle Polizeigesetz einfliessen zu 
lassen. Die heute gängige Praxis, wonach die gefährdende Person aus-
ser Haus gestellt wird und die gefährdete Person 14 Tage lang das 
Heim bewohnen darf, ist unseres Erachtens richtig. Sie soll eine klare 
gesetzliche Grundlage und damit Legitimität erhalten.  



11413 

Der Weisungstext erweckt den Eindruck, der Mehraufwand für Poli-
zeikräfte durch diesen Erlass sei vernachlässigbar klein. Die Erfahrun-
gen haben die Sicherheitskräfte allerdings gelehrt, dass sich die Bear-
beitung von Fällen der häuslichen Gewalt als äusserst zeitintensiv er-
weist. Da zudem der Gesetzestext an vielen Stellen ungenau formuliert 
daherkommt, wird erst die Praxis weisen, wie viel Aufwand tatsäch-
lich auf die Polizeiorgane zukommt. Unbestimmte Begriffe, in diesem 
Gesetz reichlich vorhanden, bilden ein Minenfeld für die Anwender 
und sind ein Glücksfall für unterversorgte Rechtsanwälte. Besser wäre 
gewesen, die zu bearbeitenden Sachverhalte so einzugrenzen, dass 
dort interveniert werden muss, wo Abhängigkeiten und Ohnmacht tat-
sächlich vorliegen. Das ist in diesem Gesetz nicht der Fall. Häusliche 
Gewalt ist ein offener Begriff. Häusliche Gewalt ist nach diesem Ge-
setz, dieser Gesetzesvorlage, selbst auf dem Trottoir möglich. Und 
schliesslich soll sich die Arbeit der Polizei auch auf die konsequente 
Durchsetzung der Wegweisungsanordnung konzentrieren, damit diese 
hauptsächliche Konsequenz aus diesem Erlass nicht bloss ein frommer 
Wunsch bleibt. 
Als kritische Anmerkung sei Folgendes angebracht: Gewisse Abtei-
lungen der Verwaltung und subventionierte Einrichtungen, welche 
sich mit diesem Thema befassen, haben in den letzten Jahren stets teu-
re Studien in Auftrag gegeben, welche auf die Wichtigkeit ihrer Exis-
tenz hinweisen und einen Ausbau ihrer Angebote schon fast als über-
lebenswichtig für die Gesellschaft anpreisen. Seit Jahren sind die Me-
dien ebenso widerspruchslose wie nützliche Instrumente dieser Stu-
dien, die Journalisten dankbare Geister, um derartige Neuigkeiten sen-
sationsgestylt unters Volk zu bringen. Der Staat soll Hilfe anbieten. 
Soweit ist nichts einzuwenden. Daher bekämpft die SVP auch keines-
wegs die bestehenden Hilfsangebote, die diesen Erlass als Beratungs-
stellen bezeichnet. Jene Opfer, welche das Mündigkeitsalter über-
schritten haben, sollten allerdings von der Sozialindustrie auch als 
mündige Personen behandelt werden, welche im Wissen um die Exis-
tenz solcher Hilfsangebote sich selbst mittels Griff zum Telefon zu 
helfen wissen. Dass dabei nach diesem Gesetzesentwurf vertrauliche 
und intime Daten von Opfern solcher Straftaten ohne deren Wissen 
automatisch an Private weitergeleitet werden, ist unseres Erachtens 
der heikelste Punkt dieses neuen Gesetzes. Personen, deren schicksal-
hafte Erlebnisse keinesfalls heruntergespielt oder verniedlicht werden 
sollen, werden hier pauschal für unfähig erklärt, zumindest ihre for-
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melle Einwilligung der Datenweiterleitung per Zeichen und Unter-
schrift zu äussern. Als Alternative hätte sich eine kantonsweite 24-
stündige Beratungsstelle angeboten. Damit wäre keine Zeit nach der 
Tat verflossen, die Daten würden nicht ohne Zustimmung des Opfers 
an Private weitergegeben.  
Klar geäussert an dieser Stelle sei aber auch, dass die SVP diese Hilfs-
angebote und deren Notwendigkeit nicht in Frage stellt. Sie leisten 
richtige und wichtige Arbeit in einem komplexen und für die Gesell-
schaft unangenehmen Thema. Aber die offene Formulierung, welche 
wohl durchaus beabsichtigt ist, erlaubt den sozialen Institutionen pri-
vater wie staatlicher Natur, die ganz eigene, auf sich selbst bezogene 
Interpretation dieses Erlasses. Der Gesetzgeber gibt damit auch ein 
Stück weit seinen Einfluss an die Verwaltung und ihre beauftragten 
und subventionierten privaten Stellen ab. Niemand kann uns heute sa-
gen, welche Gesetzespassage welchen Rechtsanspruch auslösen kann 
und welche Formulierung blosse Grundsatzstatuierung ist.  
Die Frage an den kantonalen Gesetzgeber muss an dieser Stelle auch 
erlaubt sein, weshalb bei jeder Veränderung der gesellschaftlichen 
Wahrnehmung nicht normengerechten Verhaltens ein neues Gesetz 
her muss, was unseren Sozialstaat enorm ausweitet. Der Trend zur 
Regulierung ist uns allen bekannt. Alle geben vor, man müsse dage-
gen ankämpfen. Die Praxis wird heute leider wieder etwas anders aus-
sehen. Keineswegs leugnet irgendwer von der SVP die Tatsache, dass 
heutzutage Gewalt in Familien häufig vorkommt und dass sich daraus 
Folgen für die Betroffenen und die Gesellschaft ergeben, welche un-
terbunden werden und Sanktionen zur Folge haben müssen.  
Daher nochmals: Polizei, Staatsanwaltschaft, Untersuchungsrichter 
haben in seltener Einheit dieses Gesetz nicht nur kritisiert, sondern 
regelrecht zerrissen. Wir teilen deren Auffassung, wonach dieser Er-
lass mehr Probleme schaffen als lösen könnte. Befürwortend steht die 
SVP hinter dem Paragrafen 3, wonach die Grundregel, dass die Poli-
zeikräfte die gefährdende oder Gewalt anwendende Person aus dem 
Haus weist, eine klare gesetzliche Grundlage erhält. Wir sind aller-
dings der Ansicht, dass dieser Paragraf ins materielle Polizeigesetz 
gehört. Einzelne Paragrafen sind sehr schwammig ausgedrückt. Wer 
welchen Anspruch woraus ableiten kann – mit den entsprechenden 
finanziellen Konsequenzen – wird dann die Praxis bei der Umsetzung 
weisen. Zudem ist die wohl einmalige Regelung, wonach ohne Einwil-
ligung eines Opfers dessen Daten, inklusive Personalien und Tather-
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gang, vom Staat automatisch an Private weitergegeben werden, ent-
schieden abzulehnen.  
 
Christoph Holenstein (CVP, Zürich): Der letzte öffentlich bekannt 
gewordene Fall von häuslicher Gewalt betraf die ehemalige Skirenn-
fahrerin Corinne Rey-Bellet und ihren Bruder, die beide getötet wur-
den. Gerade dieser tragische Fall zeigt uns, dass alle gesellschaftlichen 
Schichten Opfer von häuslicher Gewalt werden können. Häufig sind 
von einem solchen Ereignis auch kleine Kinder sehr stark betroffen. 
Viele Fälle bleiben der breiten Öffentlichkeit aber verborgen, da es 
sich nicht um bekannte Persönlichkeiten handelt, sich die ganze Tra-
gik meistens in den eigenen vier Wänden abstimmt oder es «nur» Ver-
letzte gibt. Immerhin haben im Jahr 2004 im Kanton Zürich sechs von 
16 Tötungsdelikten in diesen Umkreis gehört. Es besteht also klar 
Handlungsbedarf hier.  
Zur Vorgeschichte. Die CVP forderte den Regierungsrat bereits im 
Jahr 2002 zusammen mit SP und FDP auf, gesetzliche Bestimmungen 
zur Verbesserung der Stellung von Gewaltopfern im sozialen Nahbe-
reich zu erlassen. Das vorliegende Gewaltschutzgesetz ist nun das Er-
gebnis dieses Vorstosses. Die CVP ist ganz klar für das Zusammen-
spiel von polizeilichen Eingriffsinstrumenten und flankierenden 
Massnahmen. Für die CVP ist es wichtig, dass die Opfer von häusli-
cher Gewalt in den eigenen vier Wänden frühzeitig wirksam geschützt 
werden können, weshalb es polizeiliche Eingriffsinstrumente braucht, 
die sofort greifen. Nicht mehr das Opfer muss gehen, sondern der Tä-
ter. Es gilt der Grundsatz «Wer schlägt, der geht». Ein Beispiel ist, 
dass die Gewalt ausübende Person aus der Wohnung weggewiesen 
werden kann, der Operschutz hat für die CVP klar die oberste Priori-
tät. Mit dem kurzfristigen Opferschutz wird im Kanton Zürich eine 
gesetzliche Lücke geschlossen; viele andere Kantone kennen übrigens 
bereits diesen Opferschutz. Aus Sicht der CVP ist es aber ebenso 
wichtig, dass für die betroffenen Personen und Familien eine länger-
fristig tragbare Lösung gefunden werden kann. Die polizeilichen Ein-
griffsinstrumente greifen nämlich nur kurzfristig und können das be-
stehende Problem nicht an der Wurzel anpacken. Wenn eine wegge-
wiesene Person nach zwei Wochen wieder in den gemeinsamen Haus-
halt zurückkehrt, ist es naiv zu glauben, dass das Problem gelöst sei. 
Es bringt also nichts, wenn es x-mal zu Rückfällen und neuen Gewalt-
eskalationen kommt und die Polizei alle paar Wochen wieder vor Ort 
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ausrücken muss. Dies frustriert die Polizei, kostet den Staat viel Geld 
und bringt schlussendlich niemandem etwas.  
Daher sind neben den restriktiven Eingriffsinstrumenten die flankie-
renden Massnahmen und die Prävention genau so zentrale Standbeine, 
um das Problem der häuslichen Gewalt in den Griff zu bekommen. 
Ohne Beratung der betroffenen Personen haben die polizeilichen 
Schutzmassnahmen keinen nachhaltigen Erfolg. Auch die enge Zu-
sammenarbeit der Behörden, Polizei, Vormundschaftsbehörde, Schule 
oder Gerichtsbehörde ist ein wichtiger Erfolgsfaktor des Gewalt-
schutzgesetzes. Deshalb rechtfertigt es sich, die drei Standbeine Prä-
vention, polizeiliche Eingriffsinstrumente und flankierende Massnah-
men in einem einzigen Gesetz zu konzentrieren und zusammenzufas-
sen. Dies ist auch eine bürgerfreundliche Variante. Die drei Standbei-
ne des Gewaltschutzgesetzes in verschiedene bestehende Gesetze zu 
integrieren, würde zu einer Zersplitterung führen.  
Die CVP ist daher klar für das Eintreten auf das Gewaltschutzgesetz. 
Auf den proaktiven Ansatz komme ich in der Detailberatung zu spre-
chen. Besten Dank.  
 
Martin Naef (SP, Zürich): Wenn die Gegenseite hier eine Verände-
rung der öffentlichen Wahrnehmung moniert, dann verneint sie eigent-
lich Handlungsbedarf. Wir sehen das anders. Gut, hat sich die öffentli-
che Wahrnehmung in diesem Bereich verändert! Es ist nämlich eine 
traurige Tatsache, dass häusliche Gewalt eines der grössten Sicher-
heitsprobleme in unserem Land darstellt. Wie in der Weisung des Re-
gierungsrates zitiert, kommt häusliche Gewalt in schwerwiegender 
Form in jeder zehnten Schweizer Familie regelmässig vor, unabhängig 
von ihrem gesellschaftlichen Status. Dabei geht es in erster Linie – 
nicht nur, aber in erster Linie – um Gewalt von Männern gegenüber 
ihren Partnerinnen, aber eben auch um Gewalt gegenüber Kindern. 
Neben den Frauen sind es Kinder, die von Gewalt innerhalb der Fami-
lien betroffen und physisch und psychisch geschädigt werden. Ein 
Grossteil der jährlich gegen tausend vormundschaftlichen Platzierun-
gen im Kanton Zürich hat ihre Ursache in häuslicher Gewalt. Einmal 
abgesehen davon, dass es angesichts des Leids der betroffenen Opfer 
zynisch ist, mit etwaigen Kostenfolgen zu argumentieren, ist es offen-
sichtlich, dass eine Reduktion von Fällen häuslicher Gewalt dem Staat 
und der Volkswirtschaft langfristige Einsparungen in Millionenhöhe 
ermöglichen würde.  
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Wichtig ist bei diesem Gesetz, dass die Vorlage konsequent vom 
Schutzgedanken der Gefährdeten getragen ist und die Perspektive der 
Opfer von häuslicher Gewalt gewahrt wird. Darum ist es auch nicht 
richtig, wenn gesagt wird, die vorhandenen strafprozessualen Instru-
mente reichten aus. Untersuchungshaft oder Ersatzanordnungen durch 
die Staatsanwältin oder den Staatsanwalt verlangen neben einem drin-
genden Tatverdacht auf ein Vergehen oder ein Verbrechen die Erfül-
lung weiterer Voraussetzungen, also beispielsweise Flucht- oder Kol-
lusionsgefahr. Vor allem aber haben sie nicht den Schutz des Opfers, 
sondern die Sicherung des Strafverfahrens zum Ziel und haben sich 
nach der Länge der in Aussicht stehenden Freiheitsstrafe auszurichten. 
Fälle von häuslicher Gewalt sind aber – strafrechtlich gesehen – häu-
fig Bagatelldelikte, also beispielsweise Tätlichkeiten, wo es zu keinen 
Festnahmen oder Zuführung an die Justizbehörden kommt. Ein kanto-
nales Gewaltschutzgesetz ist auch darum notwendig, weil es um den 
kurzfristigen, den unmittelbaren Opferschutz geht. Dieser ist auch 
nicht im Rahmen von superprovisorischen zivilrechtlichen Massnah-
men, etwa im Eheschutz, möglich. Strafrechtliche und vormundschaft-
liche Massnahmen zielen auf eine längerfristige Stabilisierung von 
Konflikten ab. Bei den repressiven Massnahmen des Gewaltschutzge-
setzes geht es um den unmittelbaren Schutz von Opfern in Krisensitu-
ationen. Heute ist es so – wir haben es gehört –, dass die gewaltbetrof-
fenen Personen, häufig Frauen und Kinder, die gemeinsame Famili-
enwohnung verlassen müssen und bei Verwandten, Bekannten oder in 
Frauenhäusern Zuflucht suchen. Hier gibt das Gewaltschutzgesetz der 
Polizei die notwendige Rechtsgrundlage, den Schutz der Opfer und 
deren Verbleib in der Wohnung zu ermöglichen. Das ist für Tausende 
von Betroffenen in jedem Jahr keine geringfügige, sondern eine exi-
stenzielle Frage. Und es ist auch – und vor allem – ein spürbares Sig-
nal für jeden, der in seiner Familie schlägt und droht, eine Reaktion 
und ein Zeichen, dass wir dieses Handeln unter keinen Umständen ak-
zeptieren können.  
Selbstverständlich sind uns nicht nur der Schutz der Opfer, sondern 
auch die Rechte der Angeschuldigten – oder wie hier der beschuldig-
ten Gefährder – ein Anliegen. Wir sind überzeugt, dass die Polizeior-
gane in diesem Gesetz keinen Freipass für willkürliche Gewahrsams-
nahmen sehen und den Grundsatz der Verhältnismässigkeit wahren 
werden. Ebenso sehen wir den Rechtsschutz durch die mögliche ge-
richtliche Beurteilung gewahrt. Selbstverständlich sind die Schutz-
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massnahmen des Gewaltschutzgesetzes nicht in Konkurrenz, sondern 
als Ergänzung zu strafprozessualen und zivilrechtlichen Massnahmen 
zu verstehen. Gelingt es uns, mit diesem Gesetz auch nur einige weni-
ge Gewaltsdynamiken und Gewaltspiralen zu durchbrechen innerhalb 
von Familien, so haben wir damit unermessliches Leid gelindert. Wir 
dürfen die Opfer von Gewalt nicht alleine lassen. Wichtig ist darum 
neben dem repressiven eben auch gerade der präventive und proaktive 
Ansatz, die flankierenden Massnahmen des Gewaltschutzgesetzes; 
darauf wird meine Kollegin Renate Büchi in der Detailberatung noch 
zu sprechen kommen. Besten Dank.  
 
Susanne Rihs-Lanz (Grüne, Glattfelden): Häusliche Gewalt ist eines 
der grössten Sicherheitsprobleme in unserer Gesellschaft. Sie haben es 
gehört, jede zehnte Schweizer Familie ist davon betroffen. Schätzun-
gen gehen davon aus, dass pro Jahr rund 10'000 Frauen in der Schweiz 
die Polizei um Schutz vor Gewalt anrufen. Ebenfalls hat man festge-
stellt, dass die finanziellen Auswirkungen von häuslicher Gewalt be-
achtlich sind. Ausgehend von Zahlen in Deutschland könnten sich die 
jährlichen Folgekosten von häuslicher Gewalt nur für den Kanton Zü-
rich auf rund 320 Millionen Franken belaufen. Häusliche Gewalt hat 
aber nebst dem Sicherheitsrisiko und dem enormen Leid, das sie in 
den Familien verursacht, auch einen ökonomischen Aspekt, den es zu 
beachten gilt. Auf Grund dieser traurigen Tatsachen ist es dringend 
nötig, dass häusliche Gewalt nicht mehr tabuisiert wird, dass sie keine 
Privatsache mehr ist und in den eigenen vier Wänden geschehen darf. 
Zwar kam dieses Bewusstsein der Enttabuisierung schon vor Jahren 
auf und man hat dann der Polizei auch die Möglichkeit gegeben, dass 
sie Gewalt ausübende Personen wegweisen kann. Eine solche Weg-
weisung war aber erst bei massiven Körperverletzungen möglich.  
Mit dem Gewaltschutzgesetz können wir nun frühzeitige Wegweisun-
gen vornehmen und – es wurde schon gesagt – es ist nicht mehr das 
Opfer, das gehen muss, sondern eben der Täter. Diese Wegweisung 
soll in einem Stadium passieren, wo die Gewalt noch nicht so eskaliert 
ist und wo Opfer und Täter möglicherweise noch miteinander reden 
können. Mit dem Gewaltschutzgesetz bekommen wir endlich gesetzli-
che Grundlagen, die es erlauben, sinnvoll und vor allem rasch zu han-
deln. Wir bekommen ein Instrument für die Polizei, das ihre Arbeit 
erleichtert und ihr das Gefühl der Hilflosigkeit und Überforderung 
nimmt. Natürlich kann man sagen, ob die Anliegen des Gewaltschutz-
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gesetzes nicht besser in einem Polizeigesetz aufgehoben wären, wie 
dies die SVP tut. Wir Grünen sind dezidiert der Meinung, dass dem 
nicht so ist. Ein eigenständiges Gesetz für die häusliche Gewalt hat 
eine viel grössere Wirkung. Es ist ein umfassendes Werk, in dem alles 
geregelt ist: sowohl die repressiven Massnahmen wie die präventiven, 
die Schutzmassnahmen und die Verfahrensfragen. Zudem brauchen 
wir das Gewaltschutzgesetz jetzt und nicht erst irgendwann in ferner 
Zukunft, wenn dann das Polizeigesetz vorliegt. Das sind wir den über 
1000 Familien schuldig, die jährlich von öffentlicher Gewalt betroffen 
sind. Wenn man schon von Zusammenlegungen von Gesetzen spricht, 
dann hätten wir wirklich eher das Polizeiorganisationsgesetz mit dem 
Polizeigesetz zusammennehmen können. Aber da hat sich die SVP 
nicht so stark eingesetzt.  
Es ist nicht einzusehen, warum wir ausgerechnet bei der häuslichen 
Gewalt, die das grösste Sicherheitsrisiko ausmacht, nicht ein eigenes 
Gesetz machen sollten. Es ist einfach nicht zu begreifen, wenn die 
SVP sagt, «Wir sehen die Probleme der Gewalt in den Familien, hinter 
den vier Wänden», aber dann meint, wir könnten diese Anliegen ein-
fach so schnell in ein anderes Gesetz «hineinposten». Das ist nicht 
ehrlich! Sagen Sie doch, dass Ihnen dieses Gesetz, welches jetzt vor-
liegt, zu teuer ist, dass Ihnen die häusliche Gewalt nicht so wichtig ist 
wie uns.  
Ich möchte Ihnen sagen, dass Sie das Gewaltschutzgesetz, wie es hier 
vorliegt, unterstützen und den Minderheitsantrag der SVP ablehnen 
sollten.  
 
Thomas Ziegler (EVP, Elgg): «Wer schlägt, der geht», das ist der ein-
fachste Nenner – wir haben es gehört –, auf den man das vorliegende 
Gesetz gegen häusliche Gewalt bringen kann. Es dürfte eigentlich 
wirklich nicht sein, dass, wie es heute weit gehend der Fall ist, bei ei-
nem gewalttätigen Konflikt die gefährdete Person, in vielen Fällen 
eben doch die Frau, die angestammt Wohnung verlassen und zum Bei-
spiel in einem Frauenhaus Zuflucht finden muss. Mit der Umsetzung 
dieses eigentlich selbstverständlichen Grundsatzes sind wir da im 
Kanton Zürich nicht etwa in einer Pionierrolle. Sankt Gallen zum Bei-
spiel wendet diese Regelung an und hat damit gute Erfahrungen ge-
macht – auch bei der Polizei. Und von den wenigen negativen Erfah-
rungen der Sankt Galler haben wir bei der Ausgestaltung des Gesetzes 
profitieren können. So hat es sich etwa gezeigt, dass eine Wegweisung 
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von nur wenigen Tagen – in Sankt Gallen immerhin zehn – zu wenig 
ist. Winterthur, wo mit der Möglichkeit der Wegweisung grundsätz-
lich gute Erfahrungen gemacht wurden, weist ganz deutlich darauf 
hin, dass drei Tage eindeutig zu kurz sind. Sinnvoll – da sind sich 
Sankt Gallen und Winterthur einig – wären zwei Wochen, wie es das 
vorliegende Gesetz vorsieht. Auch in der Regelung des Ablaufs des 
Verfahrens konnte sich der Kanton Zürich auf Erfahrungen aus Sankt 
Gallen abstützen. Ein weiterer positiver Aspekt ist, dass die Schutz-
massnahmen auch ausgeweitet werden können, etwa auf Telefonterror 
oder wiederholtes Nachstellen oder Belästigen durch die Partnerin o-
der den Partner, ein Phänomen, dem wir bis anscheinend bis jetzt nicht 
einmal sprachlich gewachsen sind, glauben wir es doch in Analogie zu 
anderen gut deutschen Ausdrücken wie Littering, Controlling oder 
Voting in der Umgangssprache hilflos mit dem neuhochdeutschen 
Stalking bezeichnen zu müssen.  
Aber zurück zum sachlichen Problem und zur Wegweisung. Diese wä-
re nur eine kurzfristig wirksame Pflästerlipolitik ohne flankierende 
Massnahmen. Dazu gehört in erster Linie eine Beratung beider invol-
vierter Parteien, also der gefährdeten und vor allem auch der gefähr-
denden Person. Diese kann und soll zwar nicht obligatorisch sein, aber 
der Zugang doch so niederschwellig wie möglich. Die Beratungsstel-
len sollen sich also anbieten können und nicht auf Initiative zum Bei-
spiel der gefährdeten Person aufgesucht werden müssen. Wir begrüs-
sen es ausdrücklich, dass bei der Beratung von diesem so genannten 
proaktiven Ansatz ausgegangen wird und dass auch die Koordination 
der Arbeit der verschiedenen Beratungsstellen und deren Aus- und 
Weiterbildung ausdrücklich im Gesetz verankert ist. Natürlich wäre es 
denkbar, dass zahlreiche dieser Punkte auch in den bestehenden Ge-
setzen untergebracht werden könnten oder dass man warten könnte, 
bis das Polizeigesetz steht. Aber auf jeden Fall braucht ein solches 
Vorgehen mehr Zeit und fördert ein koordiniertes ganzheitliches Vor-
gehen keineswegs. Wenn die gleiche Qualität erreicht werden soll wie 
bei diesem jetzt vorliegenden separaten Gewaltschutzgesetz, so ist die 
von der SVP beklagte Regelungsdichte nicht geringer, nur in unvoll-
kommener Art und Weise auf verschiedene Gesetze verteilt. Die SVP 
spielt mit ihren Vorbehalten einmal mehr auf Zeit. Grundsätzlich ist 
man zwar einverstanden, dass das Problem existiert. Aber einmal ist 
diese Bestimmung zu schwammig, ein andermal zu konkret. Hauptsa-
che, griffige Massnahmen werden möglichst hinausgeschoben. Und 
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vor allem: Es gibt ein neues Gesetz, was für die SVP grundsätzlich des 
Teufels ist. Dabei handelt es sich hier ja wirklich um ein Gesetz, das 
für keinen Unbescholtenen irgendwelche Einschränkungen bringt. Es 
kümmert die Leute, die einen wirksamen Schutz vor häuslicher Ge-
walt brauchen, wenig, wo das geregelt und garantiert ist, sondern für 
sie ist es wichtig, dass ihr Schutz besser gewährleistet ist als heute, 
auch wenn ich mir keinerlei Illusionen mache, dass damit Gewalt in 
der Partnerschaft quasi abgeschafft werden kann. Aber Handlungsbe-
darf ist ganz sicher gegeben. Die sich in immer kürzeren Intervallen 
und zunehmender Schwere häufenden Gewalteskalationen innerhalb 
von Beziehungen zeigen es leider mit aller Deutlichkeit.  
Die gesamte EVP-Fraktion wird deshalb geschlossen für Eintreten 
stimmen und auch die Minderheitsanträge der SVP, die vor allem die 
Beratungen, wie wir sie hier haben, verzögern, ablehnen.  
 
Jürg Trachsel (SVP, Richterswil): Wie so oft stehen am Ursprung ei-
nes Gesetzes eigentlich die Ortung eines Missstandes und der Wunsch 
nach Korrektur eines unerwünschten Verhaltens. Das ist natürlich 
auch hier so, beim so genannten Gewaltschutzgesetz. Nun ist es aber 
falsch, wenn man, nur weil wir gegen dieses Gewaltschutzgesetz sind, 
daraus den Umkehrschluss zieht und sagt, wir seien für Gewalt. 
Selbstverständlich sind wir nicht für Gewalt. Auch wir sind für den 
Grundsatz, wie ihn Thomas Ziegler angedeutet hat: «Wer schlägt, der 
geht.» Nur meine ich dazu: «Wer schlägt, der geht und der kommt 
nicht wieder.» Das haben wir zum Beispiel mit diesem Gesetz über-
haupt nicht im Griff. Auch der Kostenpunkt, liebe Susanne Rihs, ist 
für uns überhaupt kein Argument, warum wir dieses Gesetz ablehnen, 
respektive nicht darauf eintreten wollen.  
Der Grund liegt an einem relativ einfachen Ort: Wir zweifeln einfach 
an der Wirkung beziehungsweise an der Effektivität dieses Gesetzes. 
Es tönt zwar gut: Gewaltschutzgesetz, aber wenn wir genauer hin-
schauen, zweifeln wir eben an dessen Effektivität. Das wird einmal 
schon daraus deutlich, wenn man die Schutzmassnahmen in Paragraf 3 
ein bisschen genauer unter die Lupe nimmt. Aus dem Haus weisen, 
ein Rayonverbot, Kontaktaufnahmeverbot – seien wir doch ehrlich: 
Das tönt relativ gut, aber es generiert primär einmal einen riesigen 
Justiz- und Polizeiaufwand, erzielt und erzeugt aber relativ wenig 
Wirkung. Diese Meinung wird wahrscheinlich auch untermauert durch 
die Definition des Begriffs «häusliche Gewalt». Barbara Steinemann 
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hat es in ihrem Votum schon angedeutet, Regierungsrat Markus Notter 
hat es in den Kommissionsberatungen auch schon gesagt: Die räumli-
che Dimension spiele gerade keine Rolle. Es ist also auch häusliche 
Gewalt auf dem Trottoir möglich. Und wie man das dann ahnden will 
– zumindest aus dem Haus weisen wird dann nicht mehr möglich sein. 
Das führt schon vor Augen, wie schwierig das in der praktischen Um-
setzung sein wird. Natürlich sehen wir auch, dass es in Paarbeziehun-
gen, in Partnerbeziehungen Gewalt gibt, und auch wir möchten dieser 
Gewalt begegnen und entgegnen. Wir meinen aber, dass es bei unver-
heirateten Paaren bereits heute genug Handhabe gibt, wenn man dieser 
Gefahr begegnen will, nämlich via Strafrecht. Und bei verheirateten 
Paaren haben wir die Möglichkeit des Eheschutzverfahrens. Das Ehe-
schutzverfahren ist auch schnell. Es ist aber im Gegensatz zu diesem 
Verfahren, das hier vorliegend ist, immerhin richterlich verfügt, das 
heisst in einem summarischen Verfahren erledigt, und man muss die 
Beweislage immerhin glaubhaft darlegen können. und vor allem ist es 
auf eine gewisse Dauer angelegt, und nicht nur – wie hier – von kurzer 
Dauer.  
Nochmals: Selbstverständlich sind auch wir gegen Gewalt in Bezie-
hungen. Wir bezweifeln aber einfach, dass dieses Gesetz daran etwas 
ändern wird. Wer an dieses Gesetz glaubt, wer meint, man könne aus 
einem schlagenden Mann einen fairen Partner machen, der wird sich 
irren. Man kann nicht aus einem Pitbull einen Cockerspaniel machen. 
Dieses Gesetz schützt primär die Beratungsstellen. Es bläht den Justiz- 
und Polizeiapparat auf, aber was es ganz sicher nicht macht: Es 
schützt nicht die Persönlichkeit beziehungsweise Integrität der allen-
falls gefährdeten Person.  
 
Thomas Vogel (FDP, Illnau-Effretikon): Sehr vieles wurde jetzt be-
reits gesagt; ich werde versuchen, mein Manuskript etwas zu kürzen.  
Die FDP ist ebenfalls für Eintreten auf diese Vorlage. Ich kann mich 
in meinen Ausführungen im Wesentlichen den Ausführungen meiner 
Kommissionskollegen Christoph Holenstein und Martin Naef, auch 
Thomas Ziegler anschliessen. Ich werde nur noch zu einigen Punkten 
Stellung nehmen.  
So zum Punkt des separaten Gesetzes: Es wird Sie nicht überraschen, 
dass die FDP die Notwendigkeit des Erlasses eines neuen Gesetzes 
jeweils kritisch hinterfragt. Denn eigentlich sind wir ja nicht der Auf-
fassung, dass die Regelungsdichte in diesem Kanton weiter zunehmen 
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sollte, im Gegenteil. Im Fall des Gewaltschutzgesetzes sind wir jedoch 
überzeugt, dass ein gesetzgeberischer Akt notwendig ist. Das Problem 
der häuslichen Gewalt wird – wir haben es gehört –  von keiner Seite 
bestritten, auch nicht von unserer, war es doch unter anderen unsere 
Fraktionskollegin Regula Thalmann, die als Mitunterzeichnerin An-
stoss gegeben hat für das nun vorliegende Geschäft. Ich kann mich 
deshalb auch voll und ganz den Ausführungen der Kommissionspräsi-
dentin anschliessen, was die Ausprägung und die Probleme der häusli-
chen Gewalt bedeuten. Der Bundesgesetzgeber hat mit der Offiziali-
sierung dieser Delikte ebenfalls klar zum Ausdruck gebracht, dass 
Handlungsbedarf besteht. Die Kommissionspräsidentin hat auch auf 
die Häufigkeit der häuslichen Gewalt hingewiesen und auch auf die 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen, von den persönlichen und den 
gesellschaftlichen gar nicht zu sprechen.  
Der Kanton Zürich wird nun aber aufgefordert, durch polizeirechtliche 
Normen den unmittelbaren Schutz der gefährdeten Person sicherzu-
stellen. Die Regierung hat sich für den Erlass eines neuen Gesetzes 
entschieden und wir unterstützen das. Anders als die SVP begrüssen 
wir das Zusammenfassen der massgeblichen neuen Normen in einem 
neuen Gesetz. Unserer Ansicht nach ist die primäre Frage die, ob neue 
Gesetzesnormen zu erlassen seien oder nicht, ob dafür eine Notwen-
digkeit besteht oder nicht. Ob diese neuen Normen dann in einem 
neuen Gesetz gebündelt und übersichtlicher zusammengefasst werden 
oder ob man die neuen Normen in bestehende Gesetze verteilt, wie 
zum Beispiel in das zukünftige Polizeigesetz, das Einführungsgesetz 
zum Opferhilfegesetz, die StPO oder was auch immer, was der Les-
barkeit sicher nicht dienlich ist, ist eigentlich irrelevant.  
Mit dem vorliegenden Gesetz werden das polizeiliche und das verwal-
tungsrechtliche Handeln im Bereich der häuslichen Gewalt geregelt. 
Der Zweck des Gewaltschutzgesetzes – es wurde von Kollege Martin 
Naef erwähnt – ist nicht die Sicherung der Strafverfolgung oder die 
Schaffung neuer Straftatbestände, sondern der Schutz der Betroffenen 
vor häuslicher Gewalt, indem insbesondere der Polizei die dazu not-
wendigen Instrumente in die Hände gegeben werden, und das ist neu. 
Wir akzeptieren deshalb den Ermessensspielraum, welcher der Polizei 
eingeräumt wird, und wir erachten ihn als notwendig. Und wir neh-
men auch in Kauf, dass die Gesetzesvorlage einen finanziellen Mehr-
aufwand zur Folge hat.  
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Die Zweiteilung des Gesetzes in den polizeilichen Teil und den Bera-
tungsteil erachten wir als sinnvoll. Wenn der Kanton zur Bekämpfung 
eines gesellschaftlichen Problems schon gesetzgeberisch tätig wird, 
dann soll er dies verantwortungsvoll und zweckmässig tun. Mit der 
Schaffung der notwendigen Massnahmen, sozusagen dem repressiven 
Teil, ist es aber noch nicht getan. Irgendwann kehrt ein prügelnder 
Ehemann in die eheliche Wohnung zurück – und dann? Es ist daher 
richtig, den Betroffenen, und zwar Tätern wie Opfern, eine Beratung 
zuteil werden zu lassen. Wir unterstützen daher auch die flankierenden 
Massnahmen dieses Gesetzes.  
Die FDP-Fraktion ist für Eintreten auf die Vorlage.  
 
René Isler (SVP, Winterthur): Nach so viel Unsinn, wie es vorhin die 
Grünen von sich gegeben haben, muss ich als Berufsmann, als Poli-
zist, entgegnen. Wer dieses Gesetz in der vorliegenden Form nicht 
gutheisse, sei nicht ernsthaft an der Lösung der Probleme interessiert, 
werfen Sie uns vor, liebe Grüne. Da kann ich nur den Kopf schütteln. 
Glauben Sie mir und das können wir hier unterschreiben: Auch wir 
haben ein ernsthaftes Interesse, diesem Unbill der häuslichen Gewalt 
entgegenzutreten. Als Berufsmann muss ich Ihnen sagen: Mit dem 
Paragrafen 3 können wir leben und handhaben, mehr braucht dieses 
Gesetz eigentlich nicht.  
Was mich vor allem stört, ist, dass es ja ein Offizialdelikt ist und – wie 
schon gehört – auch im OHG (Opferhilfegesetz), auch im Zivilrecht 
diesem Missstand entgegengehalten wird. Die Verzettelung auf so vie-
le Gesetze macht es den Frontläufern auch nicht wirklich einfach. Auf 
der anderen Seite gibt es doch zu allem ein Massnahmegesetz, was 
eigentlich einem Persilschein für sämtliche Beratungs- und Betreu-
ungsinstitutionen gleichkommt. Dass man den Opfern, den Familien 
noch mit einem gewissen Verständnis unter die Arme greift und sie 
auch betreut in schwierigen Zeiten, ist selbstverständlich; dagegen ist 
gar niemand. Aber dass man da wieder einmal mehr hingeht und eine 
Täterverhätschelung vom Staat erreicht, ist nicht nachvollziehbar, ist 
aber in der heutigen Zeit mehr als salonfähig. Wie gesagt, ich sehe das 
Gesetz als Berufsmann nebst dem Paragrafen 3 für so nicht tragbar. Es 
wurde sehr ausführlich von Kollegin Barbara Steinemann erwähnt: 
Die Polizei braucht ein griffiges Instrument – und das ist es! Alles an-
dere ist reine Persilwäscherei für sämtliche Beratungs- und Interventi-
onsstellen. So kann man das Gesetz nicht annehmen und ich verbitte 
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mir hier jegliche Kommentare, dass wir diese Sache nicht ernst neh-
men. Wer Gewalt ausübt, muss bestraft werden. 
 
Lisette Müller-Jaag (EVP, Knonau): Es geht um den Schutz der Be-
troffenen und es betrifft direkt oder indirekt unzählige Kinder. Jedes 
zweite Tötungsdelikt in der Schweiz passiert in der Familie, ausge-
rechnet dort, wo wir alle darauf angewiesen sind, uns sicher und ge-
borgen fühlen zu können. Die Selbstschutzmöglichkeiten der Opfer 
sind durch die räumliche Nähe, aber auch durch emotionale, familiäre 
und finanzielle Bindungen eingeschränkt. Häusliche Gewalt ist eines 
der grössten Sicherheitsprobleme in unserer Gesellschaft. Es braucht 
dieses Gesetz mit seinen vier Säulen: die polizeilichen Schutzmass-
nahmen, die Beratung, die Weiterbildung und die Öffentlichkeitsar-
beit. Es wird damit zur Prävention von Gewalt zu Hause beitragen und 
unerwünschte Auswirkungen im sozialen Umfeld vermeiden helfen. 
Kann häusliche Gewalt gestoppt werden, werden auch Kinder vor e-
normen Belastungen geschützt.  
 
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Nur 
ganz kurz. Es geht um den unmittelbaren Schutz der gefährdeten Per-
sonen. Die Polizei soll Schutzmassnahmen aussprechen können, damit 
sofort gehandelt werden kann, damit die gefährdeten Personen Zeit 
bekommen, die notwendigen Schritte zu unternehmen, die zu einer 
Deeskalation führen können oder eben zu einer Trennung. Eheschutz 
ist nicht das richtige Mittel, denn der Eheschutzrichter kann nicht so 
schnell reagieren wie die Polizei, und zudem kann man nicht alles un-
ter dem Eheschutz subsumieren. Dieses Gesetz ist kein Persilschein 
für Massnahmen. Diese Massnahmen werden ja nur durchgeführt, 
wenn die betroffenen Personen auch diese Beratung wollen. Wir wer-
den dann in der Detailberatung noch darauf zurückkommen. Ich bitte 
Sie, den Nichteintretensantrag abzulehnen.  
 
Regierungsrat Markus Notter: Es ist eine bedrückende Tatsache – ver-
schiedene Sprecherinnen und Sprecher haben darauf hingewiesen –, 
dass viele im häuslichen Nahbereich von Gewalt betroffen sind, dass 
sie dort, wo man am meisten Geborgenheit und Schutz erwarten wür-
de, mit Gewalt konfrontiert werden und sich nur schwer dagegen weh-
ren können. Es ist auch kein Zufall, dass diese Tatsache über lange 
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Zeit hinweg in der öffentlichen Diskussion nicht zur Kenntnis ge-
nommen werden wollte und dass es viele Anstrengungen brauchte, um 
dieses Problem, dieses Phänomen auch als gesellschaftspolitisches 
Thema überhaupt aufzugreifen und Massnahmen zu fordern, um hier 
entgegenzuwirken. Es haben hier alle Sprecherinnen und Sprecher – 
am intensivsten jene, die das Gesetz ablehnen – darauf hingewiesen, 
dass es wichtig sei, etwas dagegen zu unternehmen. Ich bin für diese 
Einschätzung dankbar und ich nehme Sie diesbezüglich auch beim 
Wort.  
Um was geht es bei diesem Gesetz? Was ist das Wichtige, was ist qua-
si das Neue, wenn wir Massnahmen gegen häusliche Gewalt ergreifen 
wollen? Es sind zwei Faktoren, die erfolgskritisch oder erfolgswesent-
lich sind. Das eine ist der zeitliche Faktor und das andere ist die Frage 
der Interdisziplinarität oder der flankierenden Massnahmen. Der zeit-
liche Faktor: Es geht darum, dass man rasch handeln kann, dass man 
rasch Massnahmen ergreifen kann. Das kann man im Zusammenhang 
mit strafprozessualen Instrumenten nicht; es wurde auch verschiedent-
lich darauf hingewiesen, dass strafprozessuale Instrumente andere Zie-
le verfolgen als die hier vorgeschlagenen Massnahmen. Auch die zi-
vilprozessualen Möglichkeiten, Eheschutzverfahren et cetera, haben 
andere Ziele und sind vor allem – das wurde auch gesagt – vom zeitli-
chen Faktor her untauglich, um hier rasch einzugreifen. Das ist quasi 
das Neue und das Spezifische: Die Polizei muss sofort handeln kön-
nen. Das kann man nur, wenn man Massnahmen, wie sie in diesem 
Gesetz vorgesehen sind, den Polizistinnen und den Polizisten in die 
Hand gibt.  
Und das zweite wesentliche Element, das dafür verantwortlich ist, ob 
das Gesetz wirksam sein wird oder nicht, das ist eben dieser umfas-
sendere Ansatz. Es kann nicht Erfolg versprechend sein, nur mit re-
pressiven Massnahmen vorzugehen. Es ist ganz wesentlich, dass man 
auch die flankierenden Massnahmen – die Beratung, aber auch die Öf-
fentlichkeitsarbeit, die Weiterbildung –, dass man diese Elemente 
auch hat, um hier erfolgreich sein zu können.  
Das ist offenbar der Dissens, den wir haben zwischen der SVP und 
den andern Fraktionen in diesem Hause. Die SVP möchte die Mass-
nahmen auf die polizeilichen beschränken; so jedenfalls habe ich Bar-
bara Steinemann verstanden. Ich bin dann etwas verwirrt worden vom 
Votum von Jürg Trachsel, der dann gesagt hat, der Paragraf 3 sei nicht 
wirksam. Aber das ist gerade der einzige, den Barbara Steinemann hat 



11427 

gelten lassen und sogar in einem Polizeigesetz gelten lassen möchte, 
was auch der Berufsmann René Isler ja bestätigt hat. Aber das müssen 
Sie vielleicht intern noch bereinigen. Ich gehe einmal davon aus, dass 
Sie zumindest die repressiven Massnahmen, die Massnahmen in Para-
graf 3, für sinnvoll erachten.  
Nun, sollen wir warten auf ein Polizeigesetz, um das dort zu regeln? 
Ich muss Ihnen sagen: Nein! Erstens können wir nicht mehr warten. 
All diese Hunderten von gewaltbetroffenen Frauen und Kinder im 
Wesentlichen möchten jetzt nicht warten, bis wir ein Polizeigesetz – 
mit einem unsicheren Schicksal – hier beraten; Sie können sich erin-
nern, es hat auch schon Polizeigesetze gegeben, die nicht nur gut auf-
genommen worden sind. Ich bin zwar zuversichtlich, dass das nächste, 
das wir bringen werden, besser aufgenommen wird, aber wir können 
in dieser Frage jetzt nicht warten. Und wenn wir auf ein Polizeigesetz 
warten würden, dann könnten wir uns nur auf defensive, repressive 
Massnahmen beschränken, und genau das ist ungenügend, genau das 
ist nicht wirksam. Und wenn man, Jürg Trachsel, ein wirksames Ge-
setz machen will, dann muss man eines machen, das alle Elemente 
enthält wie dieses Gewaltschutzgesetz.  
Und das sagen wir  nicht einfach so aus dem hohlen Bauch heraus, 
sondern das sagen wir auf Grund der Erfahrungen in andern Ländern 
und andern Kantonen. Ich habe immer wieder darauf hingewiesen: 
Der Föderalismus hat eine durchaus auch positive Seite. Man ist ein 
bisschen im Wettbewerb unter den Kantonen. Und es gibt quasi Labo-
ratorien, Experimentierfelder, um herauszufinden, was die richtigen 
Massnahmen sind. Da haben andere Kantone uns etwas vorgemacht 
und haben auch Erfahrungen gesammelt. Der Kanton Sankt Gallen 
und der Kanton Appenzell – Inner- und Ausserhoden, ich bin nicht 
einmal sicher, beide Rhoden wahrscheinlich –, das sind fortschrittliche 
Kantone (Unruhe auf der rechten Ratsseite), die haben solche Gesetze 
schon erlassen und haben Erfahrungen damit gesammelt; es wurde 
auch darauf hingewiesen. Wir profitieren von dieser Erfahrung. Wir 
haben die Erfahrungen, die konkret gemacht wurden, in unsere Vorla-
ge eingebaut, und eine dieser Erfahrungen ist eben, dass es nur wirk-
sam ist, wenn wir die repressiven Massnahmen mit den flankierenden 
verbinden können. Deshalb können wir nicht warten auf ein anderes 
und späteres Gesetz. Wir wollen auch nicht warten, weil nur die Kom-
bination der hier vorgeschlagenen Massnahmen wirksam ist.  
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Ich beantrage Ihnen im Namen des Regierungsrates, auf die Vorlage 
einzutreten, den Nichteintretensantrag und auch die Minderheitsanträ-
ge dann in der Detailberatung abzulehnen. Ich danke Ihnen.  
 
Abstimmung 
Der Kantonsrat beschliesst mit 102 : 52 Stimmen, den Minder-
heitsantrag von Barbara Steinemann abzulehnen und auf die Vor-
lage einzutreten.  
 
Detailberatung 
 
Titel und Ingress 
Keine Bemerkungen; genehmigt.  
 
A. Allgemeines 
§ 1 
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Dieser 
Paragraf legt fest, dass sich das Gesetz mit dem Schutz von durch 
häusliche Gewalt betroffenen Personen befasst. Der Titel «Gewalt-
schutzgesetz» wird in diesem Sinne im Zweckartikel präzisiert.  
In Absatz 2 sind Prävention und interdisziplinäre Zusammenarbeit 
aufgenommen worden. Damit wird die Bedeutung, die diesen Berei-
chen zukommt, unterstrichen. In diesem Absatz hat die Kommission 
noch den Begriff «häuslichen» vor das Wort «Gewalt» eingesetzt, um 
ganz klar festzuhalten, dass mit diesem Gesetz nur der Schutz vor die-
ser Gewalt abgedeckt wird. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 
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§2 
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Gefähr-
dende und gefährdete Personen müssen in einer familiären oder part-
nerschaftlichen Beziehung stehen, unabhängig vom Zivilstand und 
unabhängig davon, ob es sich um Gewalt zwischen Partnern oder zwi-
schen Eltern und Kindern handelt. 
Eine räumliche Abgrenzung der häuslichen Gewalt ist weder notwen-
dig noch sinnvoll, da Gewalt in einer Beziehung auch im öffentlichen 
Raum, zum Beispiel auf der Strasse, vorkommen kann.  
Auf eine konkrete zeitliche Abgrenzung wurde verzichtet, denn es sol-
len auch aufgelöste Beziehungen darunter fallen, da sehr oft nach 
Trennungen Gewalt auftritt. 
In litera b wird das so genannte Stalking unter die häusliche Gewalt 
subsumiert. Dies sind Formen gezielter Einschüchterung, die oft Vor-
stufen zu schwerer Gewalt sind. Hierbei soll nicht ein einmaliger Vor-
fall des Belästigens, Auflauerns oder Nachstellens genügen. Den be-
reits strafrechtlich verwendeten Begriff «wiederholt» wollte die Kom-
mission hier nicht verwenden. Mit dem Begriff «mehrmalig» will die 
Kommission zum Ausdruck bringen, dass es in der Regel mehr als nur 
zwei Vorfälle braucht. 
In Absatz 2 hat die Kommission noch die Übereinstimmung mit Ab-
satz 1 Ziffer a. vorgenommen indem sie die Worte «oder  androht» am 
Ende des Satzes angefügt hat. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 
 
B. Anordnung von Schutzmassnahmen 
§ 3 
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Schutz-
massnahmen im Sinne von Paragraf 3 greifen in die Freiheitsrechte 
der gefährdenden Person ein. Solch ein Eingriff ist nur dann gerecht-
fertigt, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Schutzmass-
nahmen setzen voraus, dass die Tatbestandsmerkmale von Paragraf 2 
erfüllt sind. Drei mögliche Schutzmassnahmen sieht das Gesetz vor, 
nämlich die Wegweisung aus der Wohnung oder dem Haus, ein Ray-
on-Verbot und ein Kontaktverbot, je nach Art des Falles. Das Kon-
taktverbot soll auch zu Kindern, Geschwistern oder Schwiegereltern 
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der gefährdeten Person, eben zu nahe stehenden Personen, gelten kön-
nen. 
Es gibt Bedenken, die Polizei vor allem bei Nachteinsätzen mit dem 
Ausfertigen von Verfügungen zu belasten. Die Meinung der Kommis-
sion ist, dass diese möglichst standardisiert werden sollen. Wer befugt 
sein soll, diese Schutzmassnahmen zu verfügen, ist eine Frage der in-
ternen Organisation der Polizei. Der Entscheid soll zeitgerecht und 
von Leuten mit der notwendigen Erfahrung gefällt werden.  
Die Dauer der Massnahme von 14 Tagen ist notwendig, damit Ruhe in 
die Gewaltsituation einkehren und die gefährdete Person die allenfalls 
nötigen Schritte zu ihrem weiteren Schutz und Verhalten unternehmen 
kann. Die Fristen des Gesetzes sind alle aufeinander abgestimmt. Sie 
sind so knapp wie möglich aber so lange wie notwendig gehalten. 
Durch die befristete Dauer und die Möglichkeit, eine gerichtliche Be-
urteilung zu verlangen, erweisen sich die Massnahmen als verhältnis-
mässig. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 
 
§ 4  
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Das per-
sönliche Aushändigen der schriftlichen Verfügung soll der Regelfall, 
aber nicht absolut zwingend sein, da die Betroffenen nicht immer vor 
Ort greifbar sind, weshalb dies in Absatz 1 auch so durch die Kom-
mission formuliert wurde. Die Schutzmassnahmen gelten gemäss Pa-
ragraf 3 Absatz 3 ab Mitteilung an die gefährdende Person.  
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 
 
§ 5  
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Gegen 
die Anordnung der Schutzmassnahmen kann die gefährdende Person 
innert fünf Tagen ab Geltungsbeginn gerichtliche Beurteilung verlan-
gen. Die Kommission hat in Paragraf 5 den Begriff Geltungsbeginn 
anstelle von Mitteilung – analog zu Paragraf 6 – eingesetzt. Damit 
wird klar gemacht, dass mit dem Geltungsbeginn der Schutzmassnah-
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me derselbe Zeitpunkt wie derjenige der Mitteilung an die gefährden-
de Person gemeint ist, wie dies in Paragraf 3 Absatz 3 definiert wurde.  
Mit dem Verzicht auf eine richterliche Überprüfung in jedem Fall 
wird eine unnötige Belastung der Gerichte vermieden. 
Wie schon gesagt, Erfahrungen im Kanton Appenzell Ausserrhoden 
und in Österreich haben nämlich gezeigt, dass selbst die gefährdenden 
Personen in der Regel die Notwendigkeit einer befristeten Trennung 
einsehen und deshalb die Wegweisung meistens akzeptieren. Die von 
der Fachstelle Gewalt des eidgenössischen Büros für Gleichstellung 
von Frau und Mann in Auftrag gegebene Studie empfiehlt im Übrigen 
in ihrer Evaluation des Sankt Galler Wegweisungsmodells, eine rich-
terliche Überprüfung künftig nur noch auf Begehren hin vorzuneh-
men.  
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 
 
§ 6  
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Die ge-
fährdete Person soll im Hinblick auf die speziellen Umstände des Ein-
zelfalls die Möglichkeit haben, einen Antrag auf Verlängerung, Ände-
rung oder Aufhebung der Schutzmassnahmen ans Gericht zu stellen. 
Zuständig ist der Haftrichter, die Haftrichterin. Die Zuständigkeitsre-
gelung ist in Paragraf 8 festgehalten. Gerichtlich verfügte Schutz-
massnahmen dürfen insgesamt drei Monate nicht übersteigen. 
Die Umformulierung in diesem Paragrafen ist eine sprachliche Verein-
fachung. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.  
 
§ 7  
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Zivil-
rechtliche Massnahmen gehen den Schutzmassnahmen vor. Strafpro-
zessuale Massnahmen dagegen erfüllen einen anderen Zweck und sol-
len die Schutzmassnahmen nicht tangieren. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt 
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C. Gemeinsame Verfahrensbestimmungen 
§ 8  
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: An die 
Form der Gesuche werden keine hohen Anforderungen gestellt. Der 
Sachverhalt ist ohnehin von Amtes wegen zu ermitteln. 
Der Haftrichter, die Haftrichterin ist die sinnvolle gerichtliche Instanz, 
da diese auch samstags verhandeln und die Verfahren rasch abgewi-
ckelt werden können. 
Die Umformulierung in Absatz 2 ist eine sprachliche Vereinfachung. 
Damit kann in den Paragrafen 9 bis 11 sowie in Paragraf 14 der Beg-
riff «zuständiges Gericht» verwendet werden. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 
 
§ 9  
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Da es 
nicht immer möglich sein wird, den Gesuchsgegner innert vier Tagen 
vorzuladen, sieht das Gesetz die Möglichkeit vor, auf dessen Anhö-
rung zu verzichten.  
Die Umformulierungen in diesem Paragrafen sind rein redaktioneller 
Natur. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt 
 
§ 10 und § 11  
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Auch 
hier: Die Umformulierungen sind lediglich rein redaktioneller Natur. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt 
 
D. Gewahrsam 
§ 12  
Keine Bemerkungen; genehmigt. 
 
§ 13  
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Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Als 
schärfste Schutzmassnahme sieht das Gesetz den Gewahrsam vor. Er 
wird verfügt, wenn die Gefährdung schwerwiegend und unmittelbar 
ist, und nicht auf andere Weise abgewendet werden kann. Er wird im 
Polizeigefängnis vollzogen. 
Der Gewahrsam wird eine marginale Ergänzung der in Paragraf 3 Ab-
satz 2 definierten Schutzmassnahmen sein. Es ist aber sinnvoll, eine 
solche Regelung vorzusehen. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt 
 
§ 14  
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Auch 
hier ist die Umformulierung rein redaktioneller Natur. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt 
 
§ 15 Abs. 2  
Minderheitsantrag von Rolf André Siegenthaler-Benz, Ernst Bach-
mann, René Isler, Barbara Steinemann und Jürg Trachsel (verbun-
den mit nächstfolgendem Minderheitsantrag): 
§ 15 Abs. 2: Die Polizei informiert die gefährdete und die gefährdende 
Person über das weitere Verfahren und die spezialisierten Beratungs-
stellen. Wünscht eine Person eine Beratung, übermittelt die Polizei die 
Verfügung, mit der die Schutzmassnahmen angeordnet worden sind, 
sowie die notwendigen Unterlagen je einer Beratungsstelle. Diese 
nimmt mit der Person umgehend Kontakt auf. 
 
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Der Re-
gierungsrat und mit ihm die Kommissionsmehrheit empfindet es als 
sehr wichtig, dass sowohl gefährdende wie auch gefährdete Personen 
nach dem Vorfall sofort Hilfe finden. Sie sind der Ansicht, dass die 
blosse Information über Beratungsstellen und die dann erst auf 
Wunsch der Betroffenen übermittelte Verfügung der Situation nicht 
genügend Rechnung tragen. Es ist den Betroffenen unmittelbar nach 
dem Vorfall nicht möglich, eine Entscheidung in dieser Richtung zu 
fällen. Rasche Beratung durch geschulte Kräfte ist aber im Sinne der 
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bestmöglichen Vermeidung weiterer Gewaltakte wichtig. Die Kom-
missionsmehrheit unterstützt daher den proaktiven Ansatz. 
Die Mitteilungspflichten gemäss Paragraf 15 Absatz 2 bezwecken, die 
betreffenden Stellen nur mit den nötigen Daten zu versorgen. Der 
Begriff der Protokolle der polizeilichen Befragungen war der Kom-
mission aber zu weit gehend. Es sollen nur die notwendigen Unterla-
gen mit der Verfügung übermittelt werden, so dass der Sachverhalt für 
die Beratungsstellen klar ist. Es werden keine Untersuchungsakten 
übermittelt. Die Beratungsstellen unterstehen zudem dem Amtsge-
heimnis und dem Datenschutz, da sie eine öffentlichrechtliche Aufga-
be ausführen. Die Umschreibung «sowie allenfalls weitere notwendige 
Unterlagen» lässt es im Hinblick auf die Praxis offen, je nach Aus-
führlichkeit der Verfügung, ob überhaupt und welche weiteren Unter-
lagen übermittelt werden. 
Die Kommissionsminderheit will, dass die Verfügung und die not-
wendigen Unterlagen nur an eine Beratungsstelle übermittelt werden, 
wenn die betroffene Person vorher ihr Einverständnis dazu gegeben 
hat. Zudem sei es ein Aufwand, die Unterlagen jedes Mal zu verschi-
cken und dann zu vernichten, wenn keine Beratung gewünscht werde. 
Die Kommissionsmehrheit dagegen ist überzeugt, dass es für die be-
troffene Person gerade unmittelbar in der Situation des Vorfalls der 
häuslichen Gewalt kaum möglich ist, eine gut überlegte Entscheidung 
zu treffen, ob sie eine Beratung möchte oder nicht. Sie ist zudem psy-
chisch und/oder physisch häufig nicht in der Lage, sich von sich aus 
an eine Beratungsstelle zu wenden. Zudem wird damit der Polizei im 
Einsatz der Aufwand abgenommen, auch noch die Beratungswünsche 
der Betroffenen zu ermitteln. Und schliesslich erhöht sich bei der 
Kontaktaufnahme der Beratungsstelle mit der gefährdenden Person die 
Chance, dass diese sich wegen ihres Fehlverhaltens beraten lässt und 
dieses möglicherweise ändert. Somit wird eine Präventionswirkung 
erreicht, die weitere Eskalationen verhindert oder zumindest mildert, 
was letztlich auch dazu führt, dass die Polizei weniger häufig wegen 
häuslicher Gewalt ausrücken muss. 
Ich bitte Sie daher im Namen der Kommissionsmehrheit, den Minder-
heitsantrag abzulehnen und den Kommissionsantrag zu unterstützen. 
 
Rolf André Siegenthaler-Benz (SVP, Zürich): Wir stellen den Antrag, 
den Schlüsselsatz des Absatzes 2 in diesem Artikel so zu ändern, dass 
die Polizei Akten nur dann an Beratungsstellen überweisen muss, 
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wenn eine betroffene Person eine Beratung ausdrücklich wünscht. An 
diesem Punkt entscheidet sich, ob dieses Gesetz primär eine Arbeits-
beschaffungsmassnahme für Beratungsstellen oder aber eine Unter-
stützung für diejenigen Personen sein soll, die eine Beratung auf 
Grund ihrer persönlichen Situation als sinnvoll erachten. Nicht alle 
Leute, die in einer privat schwierigen Situation stehen, sind auch 
gleichzeitig unmündig. Die Ratslinke geht allerdings davon aus, dass 
bei Gewalt in der Partnerschaft die Gewaltausübenden wie die Ge-
waltbetroffenen keinen eigenen Willen mehr haben und nicht mehr 
fähig sind, rational zu handeln. In diesem Sinn soll hier vom liberalen 
Grundsatz abgewichen werden, dass jemand erst dann staatliche Hilfe 
erhalten soll, wenn er ausdrücklich darum ersucht. Die Menschen sind 
aber unserer Meinung nach auch dann selbstverantwortlich, wenn sie 
in einer schwierigen Partnerschaftsbeziehung stehen. Schliesslich sind 
sie diese Partnerschaft mindestens zur überwiegenden Mehrheit selbst 
eingegangen, sind also an der misslichen Lage zu einem grossen Teil 
selber schuld und haben grundsätzlich auch selbst wieder daraus her-
aus zu kommen. Denken wir die Idee des staatlichen Eingreifens im 
Sinn des Präventivansatzes konsequent zu Ende, kommen wir auf Lö-
sungen, welche die Absurdität des Ansatzes nach Artikel 15 Gewalt-
schutzgesetz offen legen. Es wäre dann etwa so, dass der Staat künftig 
eine eigene Partnerschaftsberatung schaffen müsste, damit das Poten-
zial zur Gewaltausübung in der Partnerschaft bereits in einem frühen 
Stadium der Beziehung abgeklärt und mittels lückenloser Begleitung 
der Partnerschaftswilligen ein Ausbruch von Gewalt überhaupt ver-
hindert werden kann. Weil es grundsätzlich so ist, dass die Leute diese 
Beratung benötigen, würde das Aufgebot zur Heirat diesen Beratungs-
stellen vorsorglich zugestellt und würde von der Beratungsstelle erst 
vernichtet, wenn jemand keine Beratung wünschte. Das Problem der 
nicht gemeldeten Partnerschaften müsste in einem zweiten Schritt ge-
löst werden, damit nicht etwa Menschen im Konkubinat vom Staat 
unberaten ins Elend kommen.  
Der Mensch ist fähig, auch bei Problemen einen Ausweg zu finden. 
Der Spruch, dass eine Krise immer wieder auch Chancen bietet, ist 
nicht falsch. Wer hier einen Anstoss für seine Fantasie braucht, kann 
die Geschichte von Hiob zur Hand nehmen. Es müsste eigentlich so 
sein, dass sich die überwiegende Mehrheit der Menschheit selbst hel-
fen kann beziehungsweise muss. Erst wenn aus irgendwelchen Grün-
den die Selbsthilfe nicht mehr geht, soll der Staat eingreifen.  



11436 

Es wurde mir auch schon während der Kommissionsarbeit vorgewor-
fen, ich hätte kein Herz für die gewaltbetroffenen Menschen. Wir hät-
ten als Gesellschaft schliesslich eine Verpflichtung, diesen Bedrängten 
zu helfen. Meine Antwort: Wir helfen ja! Der Staat setzt sich ein, die 
Quelle der Gewalt zu beseitigen. Wir überlassen nur den Neustart den 
Individuen. Der Staat muss die individuelle und kollektive Sicherheit 
garantieren. Und für diesen Gesichtspunkt geht mir der Interventio-
nismus des Gewaltschutzgesetzes natürlich schon zu weit. Aber dass 
der Staat in Form von Beratungsstellen im Falle einer Eskalation 
gleich im Wohnzimmer Platz nimmt und sich erst nach geraumer, im 
Gesetz nicht einmal definierter Zeit wieder daraus entfernt, dreht mir 
den Magen um. Es geht nämlich auch um den Schutz der Privatsphäre 
der Betroffenen. Ihre Akten werden sofort der Beratungsstelle über-
stellt. Diese muss den Empfang feststellen, die Papiere ablegen, regist-
rieren und soll sie, falls die betroffene Person die Beratung nicht 
wünscht, wieder vernichten. Weshalb hier der Datenschutz keine Rol-
le spielen soll, ist nur klar, wenn man in Rechnung stellt, dass der 
Ratslinken hier das Auftragsvolumen der Beratungsstellen wichtiger 
ist als der Datenschutz. Dass dieses unnütze Hin- und Herschieben 
von Akten einen unglaublichen Aufwand bedeutet, sei hier selbstver-
ständlich erwähnt. Es ist vorprogrammiert, dass die Beratungsstellen 
einen erhöhten Aufwand werden in Rechnung stellen, und sie werden 
auch mehr Geld und Stellen bewilligt erhalten; die rechtliche Grund-
lage wäre mit dem Gewaltschutzgesetz ja selbstverständlich gegeben. 
Hier kommt dann unsere Verantwortung gegenüber der überwiegen-
den Mehrheit jener Bürgerinnen und Bürger, die keine staatliche Un-
terstützung benötigen. Sie haben das Recht, ihre Mittel so einzusetzen, 
wie sie das wünschen. Wenn wir die Staatsausgaben mit Gesetzesvor-
lagen wie dem Gewaltschutzgesetz ins Unermessliche steigen lassen, 
dann beschneiden wir die Freiheit der Mehrheit der Bürger. Es gibt 
kein staatlich garantiertes Recht auf privates Glück, aber es muss ein 
staatlich garantiertes Recht darauf geben, das geniessen zu können, 
was man sich auf dem Weg des privaten Glückstrebens erarbeitet hat, 
sei es materiell oder immateriell. Der in Artikel 15 gewählte so ge-
nannt proaktive Ansatz ist etatistisch, unliberal und aus diesem Grund 
abzulehnen.  
Absatz 2 von Artikel 16 ist in unserem Änderungsantrag zu Artikel 15 
Absatz 2 subsumiert und kann bei Annnahme dieses Änderungsan-
trags ersatzlos gestrichen werden. Sollte der Rat gegen unseren Antrag 
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zu Artikel 15 stimmen, dann ziehen wir den Änderungsantrag zu Arti-
kel 16 zurück. 
 
Thomas Vogel (FDP, Illnau-Effretikon): Die FDP schliesst sich hier 
beim Paragrafen 15 Absatz 2 der Kommissionsmehrheit an und spricht 
sich für den proaktiven Ansatz aus. Selbstverständlich haben auch wir 
darüber diskutiert, ob diese automatische Kontaktnahme der Bera-
tungsstellen notwendig ist und ob dies nicht allzu sehr eine Zwangs-
beglückung darstellt, welche den Betroffenen die Freiheit nimmt, 
selbst zu entscheiden. Wir sehen das aber nicht so, sondern teilen die 
Auffassung der Kommissionsmehrheit, dass es für die betroffene Per-
son gerade unmittelbar in der Situation des Vorfalls der häuslichen 
Gewalt kaum möglich ist, die gut überlegte Entscheidung zu treffen, 
ob sie eine Beratung möchte oder nicht. Sie ist meistens psychisch und 
physisch dazu nicht in der Lage. Die Offizialisierung auch in diesem 
Falle, dass direkt von einer staatlichen Stelle sozusagen eine Kontakt-
nahme passiert, widerspiegelt sich ja auch in der Offizialisierung die-
ser Delikte durch den Bund. Das «Platznehmen des Staates in der 
Wohnstube» ist bereits passiert mit der Offizialisierung dieser Delikte, 
die eben neu nicht mehr nur auf Antrag hin verfolgt werden, sondern 
vom Staat direkt verfolgt werden.  
Wir sind der Auffassung, dass sich bei der Kontaktnahme der Bera-
tungsstelle – mit der gefährdenden Person insbesondere – die Chance 
erhöht, dass sich diese wegen ihres Fehlverhaltens beraten lässt und 
dass sie dieses im optimalen Fall ändert. Wir erhoffen uns so eine prä-
ventive Wirkung, die dazu führt, dass weitere Eskalationen verhindert 
oder zumindest gemildert werden können.  
Wir werden in der Folge – es sei denn, der Antrag werde zurückgezo-
gen – auch einer Streichung von Paragraf 16 Absatz 2 deshalb eben-
falls nicht zustimmen.  
 
Thomas Ziegler (EVP, Elgg): Stellen Sie sich die Situation bei einem 
Gewaltkonflikt in einer Familie doch einfach einmal vor: Die gefähr-
dete Person leidet nicht nur unter der Gewalt und der Angst um die 
Gemeinschaft, sondern vielleicht auch unter Schuld- oder Schamge-
fühlen. Alles wächst ihr über den Kopf. Rationale Entscheidungen zu 
fällen, fällt ihr unter Umständen schwer. Da ist offerierte Hilfe, Bera-
tung nötig, und zwar sofort, übrigens und ganz speziell auch für die 
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gefährdende Person, die unter ähnlichem psychischen Stress steht und 
für die der Zugang zu einer Beratungsstelle vielleicht mit noch mehr 
psychologischen Barrieren verbunden ist. Selber aktiv zu werden, sich 
an eine möglicherweise unbekannte offizielle Stelle zu wenden, 
braucht einen Effort, den man in dieser Situation vielleicht nicht zu 
leisten vermag. Deshalb ist der proaktive Ansatz in der Beratung nö-
tig, wenn diese wirklich etwas bewirken soll. Ein Neustart kann so 
ungemein erleichtert werden.  
Damit trotzdem nicht übermässig viele Akten und damit sehr persönli-
che Daten hin und her geschoben werden, haben wir ja in der KJS den 
ursprünglichen Text so geändert, dass grundsätzlich für die erste Kon-
taktaufnahme die Verfügung, in der die Schutzmassnahme angeordnet 
wird, genügt. Wenn das Gesetz vernünftig angewendet wird, gibt es 
kein unnötiges Hin- und Herschieben von Akten – von zum Teil sehr 
persönlichen Akten, wie das die SVP behauptet. Wenn dann die Bera-
tung gewünscht wird, können immer noch weitere Akten mit ergän-
zenden Angaben der Beratungsstelle zugewiesen werden. Hauptsache, 
die Initiative geht von den Beratungsstellen aus.  
Und noch etwas Allgemeines: Staatliches Recht auf Glück gibt es 
nicht, das ist richtig. Aber staatliches Recht auf Schutz vor Gewalt und 
auf Wiedergutmachung erlittenen Unrechts. Und dazu kann die Bera-
tung viel beitragen, auch präventiv.  
Die EVP bittet Sie deshalb, den Minderheitsantrag der SVP abzuleh-
nen und der Mehrheitsfassung der KJS zuzustimmen.  
 
Christoph Holenstein (CVP, Zürich): Die CVP unterstützt das proak-
tive Beratungsangebot ebenfalls. Die Gesellschaft muss ein Interesse 
daran haben, dass die betroffenen Personen ihr Verhalten ändern. Nur 
so kann der Staat längerfristig die Kosten für Polizeieinsätze, Fremd-
platzierungen von Kindern und so weiter einsparen. Deshalb müssen 
die betroffenen Personen, Opfer wie Täter, unterstützt werden. Die 
Unterstützung wird aber vom Staat nicht etwa aufgezwungen, wie die 
SVP uns weismacht; es besteht kein Beratungszwang. Ein Zwang 
würde hier auch gar nichts bringen. Aber es soll ebenfalls keine Hürde 
geben, um Hilfe in Anspruch nehmen zu können. Gewaltbetroffene 
Personen – wir haben es schon gehört – sind oft nicht in der Lage, von 
sich aus Hilfe in Anspruch nehmen zu können. In einer solchen Ex-
tremsituation ist es daher nützlich, wenn eine Person mit Aussensicht 
den Betroffenen ihre Hilfe anbietet.  
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Ich möchte auch noch kurz etwas zum Datenschutz sagen. Er war ein 
heiss umstrittener Aspekt in der Beratung der Kommission. Dass es 
für die Datenübergabe keine besondere Einwilligung der betroffenen 
Personen braucht, muss die Datenübergabe meiner Meinung nach re-
striktiv gehandhabt werden. Mein Anliegen wurde in Paragraf 15 inso-
fern berücksichtigt, als im Grundsatz festgelegt wurde, dass nur die 
entsprechende Verfügung, mit der die Schutzmassnahmen angeordnet 
wurden, überwiesen wird.  
Die CVP lehnt daher den Minderheitsantrag der SVP klar ab.  
 
Renate Büchi-Wild (SP, Richterswil): Als Sprecherin der SP-Fraktion 
nehme ich es vorweg: Wir werden beide Minderheitsanträge zu den 
Paragrafen 15 und 16 klar ablehnen, weil wir den proaktiven Ansatz 
unterstützen. Zuerst noch kurz ein Wort zu Rolf André Siegenthaler.  
Wir sprechen hier über flankierende Massnahmen und dabei geht es 
nicht um die Klärung der Schuldfrage. Wer schuld daran ist, dass es je 
soweit kommen konnte, hat nun tatsächlich nichts damit zu tun, ob 
eine Beratungsstelle von sich aus aktiv wird oder nicht. Und was Sie 
vielleicht auch verkannt haben: Der entscheidende Schritt ist der, dass 
Gewalt im häuslichen Umfeld keine Privatsache ist und sich nicht in 
der Stube abspielt, und dass es nicht so ist, dass es niemanden etwas 
angeht. Das ist eben nicht so und das ist mit der Offizialisierung ja 
auch klar bestätigt worden. Der Paragraf 15 ist in unseren Augen ein 
zentraler Paragraf, der eben genau diesen proaktiven Ansatz, den wir 
sehr unterstützen, formuliert. Wir haben in verschiedenen Hearings 
Betreuende aus dem Vorarlberg, aus Sankt Gallen angehört und gele-
sen auch aus Appenzell und überall war es das gleiche Statement, ü-
berall! Die Empfehlung, die sie an uns weitergegeben haben, war die: 
Nehmt diesen proaktiven Ansatz auf, damit ihr von euch aus, also von 
der Beratungsstelle aus, auf die Betroffenen, seien es Täter oder Op-
fer, zugehen könnt. Es war ein sehr wichtiges Anliegen und wir haben 
das alle gehört. Warum sollen wir das Rad neu erfinden, wenn schon 
ganz viele Erfahrungen gemacht wurden? Was mir ein bisschen fehlt, 
ist die Vorstellung, was passiert, wenn häusliche Gewalt stattfindet. 
Da geht ein Anruf ein bei der Einsatzzentrale der Kantonspolizei. Der 
Berufsmann oder die Berufsfrau, sprich: der Polizist oder die Polizis-
tin, geht in den Einsatz, trifft in einer Wohnung ein, in der alles auf 
dem Kopf steht. Vielleicht hat es auch noch Kinder. Ich möchte ja 
nicht polemisieren, aber es ist tatsächlich wichtig, sich das auch mal 
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vorzustellen. Die Frau ist vielleicht körperlich verletzt, zumindest ist 
sie ganz sicher seelisch verletzt. Es kann natürlich auch ein Mann 
sein; da muss man immer aufpassen, was man sagt. Ich gehe vom häu-
figeren Fall aus, wo eine Frau von häuslicher Gewalt betroffen ist. 
Jetzt greift die Polizei ein, kann vielleicht durch verschiedene Mass-
nahmen die Situation entspannen, den Gewaltausübenden abtranspor-
tieren. Und dann bleibt da jemand zurück in dieser Wohnung, eine 
Frau, vielleicht Kinder, die ausser sich sind, die unter Schock stehen. 
Und genau dieser Personen geben Sie im nicht proaktiven Ansatz eine 
Visitenkarte und sagen ihr: «Schauen Sie, da gibt es eine Beratungs-
stelle, telefonieren Sie, melden Sie sich. Man wird Ihnen dann zur Sei-
te stehen.» Da ist der proaktive Ansatz der einzig richtige.  
Die Ermittlungen der Polizei werden nur mit den nötigsten Informati-
onen und Daten an je eine bezeichnete Beratungsstelle weitergegeben; 
das ist nicht eine Feld- und Waldberatungsstelle, es ist eine vom Kan-
ton bezeichnete Beratungsstelle. Dort kann man unmittelbar aktiv 
werden. Ob sie will oder nicht, kann die Person immer selber ent-
scheiden. Wenn sie nicht mitmachen will, dann werden die Daten ver-
nichtet. Was daran so verwerflich sein soll, kann ich mir nicht vorstel-
len; das ist das einzig Richtige.  
Und zum Datenschutz. Der Datenschutzbeauftragte hat diesen Artikel 
auf Herz und Nieren geprüft. Man kann ja nicht sagen, dass bei uns 
der Datenschutz ausgehöhlt wird. Der Datenschutzbeauftragte ist zum 
Schluss gekommen: Dieser Artikel kann so erhalten bleiben. Man 
muss ihn einfach wirklich seriös umsetzen. Dann ist das für mich und 
die SP in Ordnung. Bis jetzt ist es mir noch nie aufgefallen, dass in der 
SVP wirklich die Datenschützer par excellence sind. Aber hier in die-
sem speziellen Fall werden wir immer wieder auf diesen Datenschutz 
zurückgenommen. 
Ich bitte Sie wirklich, diesen Minderheitsantrag nicht zu befürworten, 
genau so wenig wie den zu Paragraf 16. Danke für Ihre Aufmerksam-
keit.  
 
Susanne Rihs-Lanz (Grüne, Glattfelden): Die Beratungsstellen sind 
eines der wichtigsten Elemente in diesem Gewaltschutzgesetz. Sie ge-
hören zum Konzept und haben vor allem eine präventive Wirkung. Sie 
helfen verhindern, dass Gewalt in Familien immer und immer wieder 
geschieht. Sie helfen den Betroffenen, ihre Situation zu überdenken 
und ihr Verhalten, das manchmal einfach eingeschliffen ist, neu zu 
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überdenken. Man kann die gewaltbetroffenen, traumatisierten Men-
schen nicht einfach dem Schicksal überlassen und meinen, mit der 
Abgabe eines Prospektes sei es getan. Die Hearings mit den Bera-
tungsstellen haben gezeigt, wie wichtig ein schneller Kontakt mit den 
Betroffenen ist und wie wichtig es eben ist, dass der Kontakt von den 
Beratungsstellen in jedem Fall aufgenommen wird. Traumatisierte 
Menschen sind oft nicht in der Lage oder haben einfach Angst, über-
haupt Kontakt mit irgendjemandem aufzunehmen. Sie verkriechen 
sich in ihre vier Wände und sind eben nicht in der Lage, überhaupt 
einen Schritt zu ihrem eigenen Schutz oder zum Schutz ihrer Kinder 
vorzunehmen. Es braucht ein Telefon am nächsten Tag, das sagt: 
«Hier gibt es Beratungsstellen, hier gibt es jemanden, der Ihnen hilft.» 
Es geht nicht darum, diese Leute als unmündig zu deklarieren. Sie 
sind einfach im Moment nicht im Stande, richtig zu reagieren. Das 
will überhaupt nicht heissen, dass sie unmündig sind. Es braucht die 
Beratungsstellen, und zwar im proaktiven Ansatz. Sie müssen auf alle 
Fälle reagieren.  
Ich muss gestehen, dass ich bezüglich Datenschutzes zuerst auch kri-
tisch eingestellt war wegen der Unterlagen, die diese Stellen bekamen. 
Aber so, wie wir es jetzt formuliert haben, und mit der Meinung des 
Datenschutzbeauftragten habe ich keine Probleme mehr. Ich glaube an 
die Wirkung der Beratungsstellen. Sie verhindern die Wiederholung 
von Gewalttaten oder helfen zumindest mit, dass Gewalttaten sich 
nicht mehr wiederholen. Ich bezweifle, wenn ich Rolf André Sie-
genthaler zuhöre, dass er schon einmal bei einem solchen Fall dabei 
war oder Leute kennt, die häusliche Gewalt erlebt haben. Sonst hätte 
er dieses Votum nicht gehalten. Und ich muss Ihnen sagen, liebe SVP, 
dass ich trotz Ihrem Murren das Gefühl habe, dass Ihnen eben die Fi-
nanzen bei diesen Beratungsstellen in die Quere kommen und dass die 
Finanzen die wirklichen Gründe sind, dass Sie diesen Minderheitsan-
trag stellen. 
Ich bitte Sie alle, diesen Minderheitsantrag nicht zu unterstützen.  
 
Katharina Prelicz-Huber (Grüne, Zürich): Rolf André Siegenthaler, 
Ihr Votum war mehr als zynisch. Wenn Sie von Rationalität sprechen, 
wenn Sie von Mündigkeit sprechen, sagen Sie indirekt, die Tat sei mit 
Rationalität geschehen, Gewalt sei also ein rationales Mittels, das es 
eben in diesem Fall einzusetzen galt. Einen Ausweg zu finden, wie Sie 
das sagen, geht leider nicht immer nur über die Rationalität. Bis jetzt 
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war ja eben die Gewalt der Ausweg. Der neue mögliche Weg könnte 
via Beratung eingeleitet werden, könnte eben gerade diese Chance be-
deuten. Denn Untersuchungen zeigen sehr klar: Eine momentane Reue 
oder Beteuerungen, nie mehr Gewalt anzuwenden, reichen nicht. Es 
braucht eine deutliche Verhaltensänderung. Es braucht ein Kennen 
lernen und Anwenden von einem neuen Repertoire. Wie soll reagiert 
werden, wenn jemand wütend wird oder sich ausgeliefert fühlt, der bis 
anhin mit Gewalt reagiert hat oder der seine Frau, statt als gleichbe-
rechtigte Partnerin, als Besitz betrachtet? Rolf André Siegenthaler, die 
Verhaltensänderung ist nicht «nice to have», sie ist zwingend! Und sie 
kommt nicht von allein, sie ist harte Arbeit. Die Beratung wird gerade 
von diesen Leuten eben leider nicht freiwillig in Anspruch genommen; 
das wäre ja bereits der erste Schritt zur Besserung. Deshalb ist der 
Erstkontakt via die Beratungsstelle zwingend nötig und eine wichtige 
Hürde, die den ersten Schritt zu einer gewaltfreien Beziehung bedeu-
ten würde.  
Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag abzulehnen.  
 
Rolf André Siegenthaler-Benz (SVP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: 
Renate Büchi nimmt Bezug auf die Hearings, die wir gehabt haben, 
insbesondere auf die Aussagen der Beratungsstellen. Tatsächlich ist es 
so, dass diese Beratungsstellen allesamt der Meinung waren, der pro-
aktive Ansatz sei der richtige. Das ist kein Wunder! Zu sagen ist ein-
fach, dass der Kanton Sankt Gallen dieses System, das wir propagie-
ren, heute hat. Er hat nämlich dieses A4-Formular. (Der Votant zeigt 
das Formular.) Da wird beratend vom Polizisten, der die Fakten auf-
nimmt, auf die Möglichkeit der Beratungen hingewiesen. Die Leute 
können hier unter «Ich wünsche die Übermittlung meiner Personalda-
ten sowie sämtliche Polizeiakten an die Beratungsstelle für gewaltbe-
troffene Frauen oder die Beratungsstelle Opferhilfe für gewaltbetrof-
fene Männer» ein Kreuzlein machen und ihre Unterschrift geben. 
Gleich können sie hier ihre Ablehnung einer Beratung bekannt geben. 
Ich denke, das ist ein Aufwand, der von einer gewaltbetroffenen oder 
auch einer Gewalt ausübenden Person durchaus verlangt werden kann. 
Das ist eine überschaubare Tätigkeit und es endet nicht damit, dass 
man einfach eine Visitenkarte überreicht, wie das angedeutet worden 
ist; es findet ein Gespräch statt.  
Wenn Sie Bezug nehmen auf die Aussagen der Beratungsstellen in 
den Hearings, dann müssen Sie eigentlich auch Bezug nehmen auf die 
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Aussagen der Richter und der Polizisten, die auch an einem Hearing 
teilgenommen haben. Diese Aussagen sind eigentlich allesamt ver-
nichtend für das Gewaltschutzgesetz ausgefallen. Es ist interessant, 
dass die Gegenseite hier eigentlich kaum auf diese Aussagen eingetre-
ten ist. Wahrscheinlich hat das mit Interessenschutz von Beratungs-
stellen nichts zu tun, nicht wahr. Vielleicht ist jetzt meine Aussage 
auch wieder als zynisch abzustempeln. Aber wir haben die Beratungs-
stellen geschaffen und jetzt geht es auch noch darum, die mit genü-
gend Arbeit auszulasten.  
Eine Bemerkung noch an die betont christlichen Parteien. Früher gab 
es das Idealbild des Gemeindepfarrers. Ich gebe zu, dass dieser Ge-
meindepfarrer sich etwas aus der Öffentlichkeit zurückgezogen hat; 
das ist nicht nur seine Schuld, sondern sicher auch eine Entwicklung 
der Gesellschaft. Aber ich denke, die Seelsorge wäre eigentlich durch-
aus eine Tätigkeit, die der Kirche gut anstehen würde, die sie zweifel-
los auch macht. Aber sie hat dort eine Aufgabe. Und wenn sie laufend 
zusätzliche laizistische staatliche Institutionen schaffen, die diese 
Seelsorge betreiben, dann, muss ich sagen, fragt man sich mehr und 
mehr, wo eigentlich die rein soziale Verantwortung der Kirchen in 
diesem Zusammenhang noch bleibt. Ich staune eigentlich über ihre 
Haltung, die Sie tragen. 
Ich bin nach wie vor der Ansicht, dass wir diesen Absatz 2 von Artikel 
15 sowie die Veränderung in Artikel 16 vornehmen sollten, denn pri-
mär geht es – wenn schon – im Gewaltschutzgesetz darum, dass  man 
verhindert, dass Gewalt ausgeübt wird. Ob man dann eine Beratung 
wünscht, ist Privatsache der betroffenen Personen und nicht die Ent-
scheidung der Beratungsstellen.  
 
Renate Büchi-Wild (SP, Richterswil) spricht zum zweiten Mal: Da 
möchte ich auch noch einmal etwas dazu sagen, und zwar zu den Hea-
rings. Es stimmt, ich habe die Beratungsstellen zitiert, die sich positiv 
geäusserte haben. Es hat sich aber auch der Polizist aus dem Kanton 
Sankt Gallen zu diesem proaktiven Ansatz sehr positiv geäussert. Die 
Bedenken der Richter und Richterinnen oder der Polizei haben sich in 
erster Linie auf strafprozessuale Vorgänge bezogen, und nicht auf die-
se flankierenden Massnahmen. Und was ich bei der Polizei, zumindest 
im Kanton Zürich, auch verstehe, wenn seit Jahren die Daumen-
schraube im Personalbereich angezogen wird und man sieht, dass jetzt 
natürlich trotzdem – das bestreiten wir auch nicht – eine gewisse 
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Mehrarbeit auf die Polizistinnen oder Polizisten zukommen kann; das 
will ja auch niemand von der Hand weisen. So ehrlich kann man ja 
sein. Aber dass man dazu natürlich auch wieder die nötigen Ressour-
cen braucht, das ist ja klar; sei es bei den Beratungsstellen, sei es bei 
den Richtenden oder sei es bei denjenigen, die die Repression ausfüh-
ren müssen, bei der Polizei, überall braucht es genügend Ressourcen. 
Und mehr gibt es dazu auch nicht mehr zu sagen. Aber die positiven 
Rückmeldungen haben alles überwogen. Ich weiss nicht, ob sie wirk-
lich bei all unseren ausgiebigen Hearings anwesend waren, Rolf And-
ré Siegenthaler. Danke.  
 
Peter Reinhard (EVP, Kloten): Rolf André Siegenthaler, es ist schon 
so, wenn Sie meinen, Sie können provozieren, indem Sie die Kirchen 
nennen: Es ist so, dass die Kirchen immer noch Seelsorge machen, im 
Gegensatz vielleicht zu Ihrer Klientel, die das eher ein bisschen prag-
matisch und populistisch sieht. Aber die Seelsorge hat nichts damit zu 
tun, ob eine Betreuung angeboten werden muss oder soll. Ich möchte 
Sie sehen, wenn die Kirchen diese Arbeit zu ihrem Kerngeschäft ma-
chen. Was würden Sie dann antworten? Dann würden Sie nämlich sa-
gen, sie sollten sich gefälligst aus diesen Sachen raushalten, das sei 
nicht Sache der Kirchen. Ich meine, dass es richtig ist, dass eine 
Betreuung notwendig ist. Wer weiss, was Mobbing bedeutet, wer 
weiss, was Gewalt bedeutet, wer weiss, was Gewalt in familiären Ver-
hältnissen bedeutet, der weiss auch, dass es notwendig ist, dass es 
notwendig ist, dass hier alles getan wird, um dies zu verhindern. 
Glücklich sein ist das eine. Aber vor Gewalt schützen ist das andere. 
Und das hat der Staat zu tun. Auch wenn Polizeien dagegen sind, hat 
das nichts damit zu tun, dass es eine gesellschaftliche Notwendigkeit 
ist. Dann hat eben auch die Polizei Arbeiten auszuführen, die sie nicht 
immer so gerne macht. Sie braucht allerdings auch die Ausbildung 
dazu, da gebe ich Ihnen Recht.  
 
Susanne Rihs-Lanz (Grüne, Glattfelden) spricht zum zweiten Mal: 
Lieber Rolf André Siegenthaler, Sie haben vorhin das Formular ge-
zeigt. Es geht hier wirklich nicht um den Aufwand, den die Betroffe-
nen aufwenden müssen, um ein Kreuz zu machen. Der Aufwand ist 
sicher klein. Aber es geht nicht um den Aufwand, sondern es geht um 
das Vertrauen, das diese Menschen in ihre Umgebung, in die Men-
schen rundum verloren haben. Es geht um den Verlust des Vertrauens 
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zum Dorfpfarrer oder zu den Freunden, die sie vielleicht einmal ge-
habt haben. Und genau da kann die Beratungsstelle eingreifen und 
Vertrauen schaffen, damit ein Gespräch stattfindet. Diese Gespräche 
können verhindern, dass diese eingeschliffene Gewalt gestoppt wer-
den kann. Ich glaube daran, Sie glauben nicht daran. Das ist der Un-
terschied.  
 
René Isler (SVP, Winterthur): Ich frage mich, was denn der Unter-
schied ist und ob man da überhaupt Unterschiede machen kann bei 
Gewaltdelikten. Hier bei der häuslichen Gewalt soll ja der proaktive 
Ansatz gelten. In jedem zeitlich oder räumlich anderen Gewaltdelikt, 
sei es nun ein Raubüberfall oder was auch immer, gilt dann der proak-
tive Anteil nicht. Ich kann Ihnen nur wiederholen; es wäre ja von der 
zuständigen Person in diesem Rat schon noch eindrücklich, wenn man 
hören würde, was eben die Frontleute, sprich auch die Damen und 
Herren der Kantonspolizei, zu diesem Gesetz sagen würden. Aber ich 
glaube, es ist falsch, wenn wir hier einen proaktiven Ansatz nehmen. 
Denn das wäre – ich wiederhole mich gerne noch einmal mal – für die 
beratenden Betreuungsstellen ein Persilschein. Ich kann Ihnen jetzt 
schon versichern, dass diese Stellen explodieren würden.  
 
Regierungsrat Markus Notter: Was ist der Unterschied zwischen dem 
so genannten proaktiven Ansatz und dem Ansatz, den Rolf André Sie-
genthaler mit seinem Minderheitsantrag verfolgt? Ich glaube, wir sind 
uns alle einig: Beratung kann nur stattfinden, wenn man Beratung 
auch will. Es gibt keine Zwangsberatung. Es gibt zwei Unterschiede in 
diesen beiden Ansätzen. Der eine Unterschied ist der Zeitpunkt, in 
welchem man sich entscheiden muss, ob man Beratung will oder 
nicht. Und der zweite Unterschied ist, gegenüber wem man sich äus-
sern und entscheiden muss, ob man Beratung will oder nicht. Das sind 
die beiden Unterschiede. Der so genannte proaktive Ansatz geht da-
von aus, dass man sich nicht unmittelbar am Tag des Geschehens ent-
scheiden muss, ob man Beratung will oder nicht. Es wurde darauf hin-
gewiesen: Man ist zu Hause oder allenfalls auf dem Polizeiposten bei 
der Befragung. Man ist vom Gewaltausbruch noch tief beeindruckt et 
cetera, und der Ansatz von Rolf André Siegenthaler geht davon aus, 
dass man sich dann in diesem Moment entscheidet: Will ich Beratung 
oder nicht? Der so genannte proaktive Ansatz geht davon aus, dass 
man sich am Tag danach oder vielleicht zwei Tage danach – besser am 
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Tag danach – entscheidet, ob man Beratung will oder nicht. Das ist 
der ganze Unterschied diesbezüglich. 
Und der zweite Unterschied ist der: Soll man sich bezüglich des Bera-
tungsentscheids gegenüber der Polizei äussern? Muss ich dem Polizis-
ten sagen: Ich will Beratung oder ich will keine Beratung? Oder kann 
ich das gegenüber der Beratungsstelle sagen? Da muss man, glaube 
ich, aufpassen. Es hat gewisse Vorteile, wenn ich mich gegenüber der 
Beratungsstelle äussern kann. Ich kann dann nämlich auch noch fra-
gen: Was beraten Sie eigentlich? Was machen Sie und was wäre das, 
wenn ich das wollte? Und wie wollen Sie mir helfen? Das kann ja der 
Polizist nicht gut erklären, denn er ist ja nicht die Beratungsstelle. Ich 
glaube, es ist sinnvoll, dass man sich gegenüber der Beratungsstelle 
äussert, ob man Beratung will oder nicht. Diese beiden Punkte sind 
der einzige Unterschied und in beiden Punkten ist der proaktive An-
satz der sinnvolle. Was das mit diesen stark philosophischen Erläute-
rungen zu tun haben soll, Rolf André Siegenthaler, das habe ich nicht 
ganz verstanden, von wegen Liberalität. Beide Ansätze gehen davon 
aus, dass man nur Beratung bekommt, wenn man sie will. Und unser 
Ansatz geht davon aus, dass man sich einen Tag später entscheidet; 
und dies gegenüber der Beratungsstelle. Aber das sind keine grund-
sätzlichen staatsphilosophischen Unterschiede, sondern das ist eine 
Frage der Praktikabilität und der Wirksamkeit. Nur darum geht es. 
Wir sind überzeugt, dass unser Ansatz der wirksamere ist, weil man in 
Ruhe entscheiden kann und weil man sich gegenüber jenen entschei-
den kann, die einem auch erklären können, um was es diesbezüglich 
geht.  
Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag abzulehnen und den Mehrheitsan-
trägen der Kommission zu folgen, die auch die Anträge des Regie-
rungsrates sind.  
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Abstimmung 
Der Minderheitsantrag von Rolf André Siegenthaler wird dem 
Antrag der Kommission gegenübergestellt. Der Kantonsrat be-
schliesst mit 102 : 52 Stimmen, den Minderheitsantrag abzuleh-
nen.  
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 
 
§ 16  
Minderheitsantrag von Rolf André Siegenthaler-Benz, Ernst Bach-
mann, René Isler, Barbara Steinemann und Jürg Trachsel: 
§ 16 Abs. 2 wird gestrichen. 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Der Minderheitsantrag zu Para-
graf 16 ist zurückgezogen.  
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 
 
§ 17  
Keine Bemerkungen: genehmigt. 
 
§ 18  
Minderheitsantrag von Rolf André Siegenthaler-Benz, Ernst Bach-
mann, René Isler, Barbara Steinemann und Jürg Trachsel: 
§ 18 wird gestrichen. 
 
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Die 
Aus- und Weiterbildung betrifft Berufsgruppen, die mit häuslicher 
Gewalt zu tun haben. Sie soll einerseits interdisziplinär erfolgen, und 
andererseits sind sämtliche Institutionen gehalten, das Thema häusli-
che Gewalt in ihre interne Weiterbildung aufzunehmen. Jeder Bereich 
organisiert diese auf seine Bedürfnisse zugeschnitten selber. Die In-
terventionsstelle wird dabei Hilfestellung leisten. 
Die Kommissionsminderheit will Paragraf 18 streichen, namentlich 
weil sie nicht die Kosten für Aus- und Weiterbildung der mit häusli-
cher Gewalt befassten Stellen finanzieren möchte.  
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Ich bitte Sie im Namen der Kommissionsmehrheit, den Minderheits-
antrag abzulehnen. 
 
Rolf André Siegenthaler-Benz (SVP, Zürich): Artikel 18 des Gewalt-
schutzgesetz bezeichnet der Regierungsrat als Aus- und Weiterbil-
dungsartikel. Es geht hier tatsächlich darum, dass sich die Beratungs-
stellen nach diesem Artikel mittels staatlicher Finanzierung im wort-
wörtlichen Sinn weiter ausbilden können. Wie heute bei jedem Film-
streifen üblich, wird im letzten Dialog die Möglichkeit einer Fortset-
zung eröffnet. Rechnet sich die Sache, dann kann man eine weitere 
Folge abdrehen. Die Beratungsstellen dürfen darauf hoffen, dass sie 
vom Kanton fachlich weiter ausgebildet werden. Das wäre Absatz 1. 
Absatz 2 berechtigt die Beratungsstellen, dass sie die Bevölkerung mit 
Steuergeldern von ihrer eigenen Existenz überzeugen dürfen. Und Ab-
satz 3 schliesslich ist eben die Eröffnung von neuen Folgen in der 
Aus- und Weiterbildung der Beratungsstellen, indem sie selbst aktiv 
neue Ideen suchen sollen, wie weitere vorbeugende Massnahmen zur 
Verhinderung von Gewalt eingefügt werden können. Vielleicht wer-
den wir unter diesem Titel dereinst tatsächlich im Kantonsrat über ei-
ne staatliche Partnerschaftsberatung abstimmen dürfen. Wir sind da-
gegen, die Tür für weitere unbegrenzte Staatsausgaben vollends auf-
zustossen.  
Streichen Sie diesen Artikel 18 aus dem Gewaltschutzgesetz! 
 
Christoph Holenstein (CVP, Zürich): Die Vernetzung der verschiede-
nen Behörden und die Aus- und Weiterbildung sind zentral, haben 
doch die einzelnen Behörden immer nur mit einem Teilaspekt der 
häuslichen Gewalt zu tun. Auch die Prävention ist ein wichtiges 
Standbein des Gewaltschutzgesetzes. 
Die CVP lehnt deshalb den Minderheitsantrag der SVP ab. 
 
Thomas Ziegler (EVP, Elgg): Ich habe in meiner Tätigkeit in der So-
zialbehörde oft Kontakt mit beratenden Stellen, mit Sozialarbeitern 
gehabt und erlebt, dass unterschiedlich geschickt und unterschiedlich 
informiert vorgegangen wird. Es ist für mich deshalb klar, dass diese 
Personen aus- und weitergebildet werden müssen, gezielt auf die Situ-
ation der häuslichen Gewalt hin und auch auf die Gefahr hin, dass das 
logischerweise etwas kostet.  
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Die EVP ist für Beibehaltung des Paragrafen 18 und bittet Sie, den 
Minderheitsantrag der SVP abzulehnen.  
 
Renate Büchi-Wild (SP, Richterswil): Namens der SP-Fraktion lehne 
ich klar den Minderheitsantrag von Rolf André Siegenthaler ab. Bei 
der Aus- und Weiterbildung – da steht es ja – «der mit häuslicher Ge-
walt befassten Behörden und Beratungsstellen». Das sind ja nicht nur 
Beratende, die da gemeint sind. Die Vormundschaftsbehörden sind 
damit gemeint, die Polizeien sind damit gemeint, die Richterinnen und 
Richter, die sich mit diesem Thema befassen, alle Involvierten sind 
damit gemeint, damit eben die Vernetzung zwischen den einzelnen 
Bereichen stattfinden kann und man da, wo man weniger sachliche 
Kompetenz hat, weniger Erfahrungen hat, in der Weiterbildung zum 
Beispiel etwas profitieren und etwas lernen kann. Es ist doch selbstre-
dend, dass der Kanton diese Aus- und Weiterbildung auch zur Verfü-
gung stellt. In anderen Bereichen wird das doch auch so gehandhabt. 
Wie gesagt, es ist zentral, es vernetzt die betroffenen beratenden Stel-
len und die involvierten Behörden und es dient auch der Prävention. 
Genau dieser Punkt, die Information an die Bevölkerung, ist nicht ir-
gendein Punkt. Der ist ebenfalls sehr zentral, weil immer wieder die 
neuen Erkenntnisse, auch die Sensibilisierung der Bevölkerung durch 
Informationen gewährleistet werden können. Und gerade in diesem 
Gebiet tut das Not und es ist wichtig, dass es weiter gefördert wird.  
Darum werden wir diesen Minderheitsantrag nicht unterstützen. Dan-
ke für die Aufmerksamkeit.  
 
Abstimmung 
Der Minderheitsantrag von Rolf André Siegenthaler wird dem 
Antrag der Kommission gegenübergestellt. Der Kantonsrat be-
schliesst mit 97 : 53 Stimmen, den Minderheitsantrag abzulehnen.  
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 
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F. Schlussbestimmung 
§ 19  
Regula Thalmann-Meyer (FDP, Uster), Präsidentin der KJS: Das Ge-
setz zum Schutz gegen häusliche Gewalt weist der Haftrichterin, dem 
Haftrichter eine neue Aufgabe zu, daher ist dieser Paragraf des Ge-
richtsverfassungsgesetzes entsprechend anzupassen. 
Wir haben ja bereits am letzten Montag in der Vorlage 4278a einen 
geänderten Paragrafen 24 a Absatz 1 GVG beschlossen. Ich habe 
dannzumal bereits darauf hingewiesen, dass zwischen den beiden Vor-
lagen in der Redaktionskommission und in der Redaktionslesung noch 
Koordinationsbedarf besteht. 
 
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.  
 
II.  
Keine Bemerkungen; genehmigt.  
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Damit ist die Vorlage materiell 
durchberaten. Sie geht an die Redaktionskommission. Die Redaktions-
lesung findet am 19. Juni 2006 statt. 
 
Das Geschäft ist erledigt.  
 
 
9. Änderung des Gesetzes über die politischen Rechte  
Motion von Robert Brunner (Grüne, Steinmaur) und Esther Hilde-
brand (Grüne, Illnau-Effretikon) vom 31. Oktober 2005 
KR-Nr. 293/2005, Entgegennahme als Postulat, Diskussion 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Der Regierungsrat ist bereit, die 
Motion als Postulat entgegenzunehmen. Der Erstunterzeichner ist mit 
der Umwandlung in ein Postulat einverstanden.  
Bruno Walliser, Volketswil, hat an der Sitzung vom 27. Februar 2006 
den Antrag auf Nichtüberweisung des Postulates gestellt. Der Rat hat 
zu entscheiden.  
 

http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b3993803E-FFBA-4D06-8AC9-3307860C676A%7d
http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7bEA718773-2578-43F2-BE2F-8BFC44B476F9%7d
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Bruno Walliser (SVP, Volketswil): Die beiden grünen Postulanten Ro-
bert Brunner und Esther Hildebrand verlangen eine Änderung des Ge-
setzes über die politischen Rechte. Klammerbemerkung: Dieses Ge-
setz ist erst seit 2003 in Kraft. Sie wollen im Paragrafen 61 dieses Ge-
setzes die wahlleitenden Behörden in jedem Fall verpflichten, ein Bei-
blatt den Wahlunterlagen beizulegen. Bei der Vorberatung in der 
Kommission für Staat und Gemeinden zu diesem Gesetz hat man be-
wusst und einhellig auf eine solche Formulierung verzichtet. Für ein 
Beiblatt braucht es einen Zweck. Es geht nicht darum, eine Liste aller 
Kandidaten zu erstellen. Der Passus «öffentlich zur Wahl vorgeschla-
gen» ist zudem interpretationsbedürftig. Das Beiblatt ist zur Klärung 
allfälliger voraussehbarer Probleme einzusetzen, wenn beispielsweise 
zwei Kandidaten den gleichen Namen tragen. Diese Argumentation 
stammt nicht von mir, sondern von der linken Ratsseite. Das Beiblatt 
soll auf jeden Einzelfall bezogen gestaltet werden können. Die heutige 
liberale Gestaltung muss beibehalten werden. 
Wie die beiden Postulanten richtig festgestellt haben, haben viele Ge-
meinden sich für ein Wahlverfahren ohne Vorverfahren entschieden. 
Dieses Verfahren hat den Vorteil, dass es für die Gemeinden weniger 
Aufwand bringt. Das soll auch so bleiben. Die Autonomie der einzel-
nen Wahlbehörden, insbesondere derjenigen auf der Gemeindestufe, 
soll nicht unnötig eingeschränkt werden. Die Wahlbehörde soll wei-
terhin den speziellen Situationen und den besonderen Umständen 
Rechnung tragen. Die kommunalen Wahlen in diesem Frühling haben 
zudem gezeigt, dass die grössten Unsicherheiten und Verunsicherun-
gen bei den Stimmenden in den Gemeinden stattfanden, welche eben 
solche Beiblätter eingesetzt haben.  
Vertrauen wir auf die kommunalen Kenntnisse der Vertreter der 
betreffenden Wahlbehörden und führen nicht flächendeckenden Un-
sinn im ganzen Kanton ein! Lehnen Sie die Überweisung dieses Pos-
tulates ab.  
 
Robert Brunner (Grüne, Steinmaur): Die kommunalen Wahlen sind 
praktisch abgeschlossen, das erste Mal mit dem neuen Gesetz über die 
politischen Rechte. Eine Revision dieses Gesetzes wird so oder so 
kommen im Rahmen der Anpassungen an die Kantonsverfassung. Es 
erscheint mir also sinnvoll, die Erfahrungen nach dem ersten Durch-
gang auszuwerten und in die Diskussion einzubringen. Und dazu gibt 
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es ja bereits einen Strauss von verschiedenen Vorstössen – auch von 
der SVP. 
Mein Anliegen betrifft ein kleines Detail, das für Kandidatinnen und 
Kandidaten sehr wohl Bedeutung hat. Irgendein Paragraf 61 lautet 
heute: «Die wahlleitende Behörde kann den Wahl- und Abstim-
mungsunterlagen ein Beiblatt beilegen, auf dem die Personen aufge-
führt sind, die öffentlich zur Wahl vorgeschlagen worden sind.» Ich 
denke, das ist ziemlich klar formuliert. Ich sehe da die Interpretations-
bedürftigkeit absolut nicht. Also: Es heisst hier aber «kann» und nicht 
«muss». Es liegt in der Kompetenz der wahlleitenden Behörde, den 
Abstimmungsunterlagen das beizulegen. Die Kompetenzzuteilung ist 
fix. Das kann man auch nicht in der Gemeindeverordnung anders re-
geln; diese Diskussion haben wir ja bereits bei der Einzelinitiative von 
Peter A. Weiller gehabt.  
Wie sieht das aus in einer kleinen Gemeinde? Nehmen wir Schleini-
kon. Schleinikon hat eine eigene politische Gemeinde, das ist klar. Die 
Primarschulgemeinde hat sie auch selber. Für die Oberstufenschulge-
meinde und den Ortsteil Dachseln, der zur reformierten Kirchgemein-
de Niederweningen gehört, ist die wahlleitende Behörde in Niederwe-
ningen. Für den Ortsteil Schleinikon, welcher zur Kirche Schöfflisdorf 
gehört, ist die wahlleitende Behörde in Schöfflisdorf. Die katholische 
Kirchgemeinde hat die wahlleitende Behörde in Dielsdorf. Sechs ver-
schiedene Gemeinden, vier wahlleitende Behörden! Und wenn dann 
nicht ersichtlich ist, wer für eine Behörde kandidiert, dann sind über 
die Hälfte der Stimmzettel leer oder ungültig. Dann nützen auch Flug-
blätter nichts. Das ist zumindest die Erfahrung, die wir in den letzten 
Kommunalwahlen gemacht haben.  
Es ist mir schon klar: Das Verfahren mit dem Vorverfahren ist kom-
pliziert. Aber das ist jetzt nicht Gegenstand der Diskussion. Es gibt 
sehr gute Gründe, dass man Mehrheitswahlverfahren ohne Vorverfah-
ren einführt. Wir haben das in unserer Gemeinde auch gemacht. Ich 
habe mich vehement dafür eingesetzt. Aber dann, meine ich – und das 
ist nicht nur meine Meinung, dieser Vorschlag stammt von unserem 
Gemeindeschreiber und ist nicht auf meinem Mist gewachsen –, soll 
das Beiblatt obligatorisch sein und nicht in der Kompetenz der wahl-
leitenden Behörde liegen. Damit eine Gemeinde funktioniert, braucht 
es etwa 50 Personen, damit alle Behörden besetzt werden; das ist un-
gefähr das Minimum, das es braucht. Von Kommunalwahlen zu 
Kommunalwahlen wird es schwieriger, Kandidatinnen und Kandida-
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ten zu finden. Kampfwahlen sind die grosse Ausnahme. Ich denke, wir 
hatten im Bereich, den ich überblicken kann, mehr Vakanzen als 
Kampfwahlen in all diese Behörden bei diesen Kommunalwahlen. 
Wenn sich also jemand für ein Amt zur Verfügung stellt, ob geeignet 
oder ungeeignet, dann ist das grundsätzlich zu respektieren. Da ist es 
nach meiner Meinung im Sinne einer funktionierenden Demokratie, 
wenn die Namen auf einem Beiblatt im Stimmcouvert bekannt ge-
macht werden müssen. 
Ich bitte sie darum, dieses Postulat zu unterstützen.  
 
Patrick Hächler (CVP, Gossau): Das Gesetz über die politischen 
Rechte sollte sauber regeln, wie unter anderem Wahlen ablaufen sol-
len: klar, effizient und bürgernah. Jetzt ist die Beilage einer Auflistung 
aller Kandidaten fakultativ. Das ist wahrscheinlich kein tragender 
Pfeiler der Gemeindeautonomie. Ein Obligatorium würde klare Ver-
hältnisse schaffen. Alle Bürger, die sich die Mühe geben zu wählen, 
würden diese kleine Unterstützung sicher verdienen. Die Demokratie 
kann damit wesentlich unterstützt werden. Es gibt noch einen weiteren 
Aspekt dazu: Im Falle von Kampfwahlen ist es sinnvoll, wenn man 
ein Blatt beilegt. Wir hatten in der Gemeinde Gossau ein Beispiel, wo 
das nicht so der Fall war. Ich verzichte darauf, die Details zu erzählen. 
Da wurden mehrere Blätter beigelegt. Ich würde dieses Detail hier an 
sich noch gerne unterstützen, dass man eben ein Beiblatt dazu legt und 
nicht mehrere mit verschiedenen Kombinationen von Kandidaten. Das 
hat allerdings zur Folge, dass man den Bürgern das Abschreiben auch 
nicht ersparen kann.  
Das Postulat ist sinnvoll. Wir werden es unterstützen.  
 
Barbara Bussmann (SP, Volketswil): Die SP-Fraktion wird der Über-
weisung dieses Vorstosses als Postulat zustimmen. Mit den Postulan-
ten sind wir der Ansicht, dass alle Personen, welche für ein Amt in 
einer Gemeinde kandidieren, möglichst die gleiche Ausgangslage ha-
ben sollten. Ein Beiblatt garantiert, dass alle Stimmberechtigten beim 
Ausfüllen ihres Wahlzettels wissen, wer sich zur Wahl stellt und wie 
die Namen geschrieben werden. Dass dies nicht unwichtig ist, zeigten 
die Ihnen sicher noch bekannten Winterthurer Stadtratswahlen, bei 
denen die Kandidierenden Jürg Stahl, Reinhard Stahel und Pearl Pe-
dergnana zur Wahl standen. Das durch den äusserst knappen Wahl-
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ausgang nötig gewordene Überprüfungsverfahren zeigte der ganzen 
Schweiz, wie schwierig es für die Wahlbüros sein kann, den Wähler-
willen zu eruieren. Wem soll die Stimme zugeordnet werden, wenn 
auf dem Wahlzettel «Reinhard Stahl» oder «Jürg Stahel» steht? Oder 
ob klar ist, wer als «Frau Dopronata» gemeint ist? 
Aus diesen Gründen scheint es uns sinnvoll, den Regierungsrat prüfen 
zu lassen, ob und wie die generelle Beilage eines Beiblattes beschlos-
sen werden soll. In diesem Sinne stimmen wir der Überweisung dieses 
Postulates zu.  
 
Samuel Ramseyer (SVP, Niederglatt): Wir hatten 2005 Bezirksrich-
terwahlen im Bezirk Dielsdorf; Sie mögen sich daran erinnern. Wir 
hatten dort eine Beilage im Couvert. Tatsache war leider, dass zwei 
der Kandidaten sich bereits nicht mehr zur Wahl stellten, als dieses 
Couvert verteilt wurde. Das hat dann dazu geführt, dass letztendlich 
diese Kandidaten, die gar nicht mehr gewählt werden wollten, auch 
noch Stimmen erhielten. Das hat das Resultat ebenfalls verfälscht. Ich 
bin der Auffassung, auf den Zwang zu dieser Beilage sollte verzichtet 
werden.  
 
Esther Hildebrand (Grüne, Illnau-Effretikon): Ich lebe – Sie können 
es sich vielleicht vorstellen – in einer politisch interessierten Familie. 
Das heisst, meine erwachsenen Kinder können auswendig und aus 
dem Stand heraus sechs von neun Damen der Effretiker Stadträtinnen 
und Stadträte zitieren und vier von sieben Bundesräten auch noch. 
Trotzdem wird mir bei jeder Kommunalwahl mit Erstaunen die Frage 
gestellt und festgestellt, dass ein Beiblatt mit den Namen der Kandida-
tinnen und Kandidaten im Abstimmungscouvert fehlt. Ob man es den 
Wählerinnen und Wählern besonders schwierig machen will, indem 
die Namen den Lokalmedien entnommen werden müssen, werde ich 
jeweils gefragt. Ich denke, es ist im Sinne der Wertschätzung der 
Kandidatinnen und Kandidaten und im Sinne der Vereinfachung für 
die Wählerinnen und Wähler, wenn wir dieses Beiblatt beilegen. Die-
ses Verfahren würde sicher von jedem mündigen Stimmbürger und 
jeder mündigen Stimmbürgerin geschätzt. Natürlich kann man das 
Beiblatt nur gedruckt abgeben. Lesen muss man es dann halt schon 
selbst.  
Bitte unterstützen Sie das Postulat in diesem Sinne. Danke vielmals.  



11455 

 
Katharina Kull-Benz (FDP, Zollikon): Die FDP-Fraktion unterstützt 
die Überweisung des Vorstosses in Form des Postulates.  
 
Hans Heinrich Raths (SVP, Pfäffikon): Ein Obligatorium in diesem 
Fall ist tatsächlich nicht nötig. Es gibt eine Kann-Formulierung. Die 
würde es heute schon erlauben, für Gemeinden, wo man der Ansicht 
ist, es gehe nicht ohne Beiblatt, dies zu machen. Es darf doch allen 
Ernstes erwartet werden, dass Kandidatinnen und Kandidaten respek-
tive Parteien noch selber Werbung für sich machen. Wir haben von 
Samuel Ramseyer ein Beispiel gehört, was die Folge ist mit so einem 
Beiblatt. Das darf man doch heute noch den Parteien überlassen oder 
Gruppierungen, die Kandidatinnen und Kandidaten portieren, dass sie 
auch entsprechende Werbungen machen. Die Plattformen sind ja vor-
handen: amtliches Publikationsorgan, Informationsblätter in fast allen 
Gemeinden, die eine Grundlage oder eine Plattform bilden. In Pfäffi-
kon ist das Tradition seit Jahren, dass die Parteien einen gemeinsamen 
Werbeversand machen. Es gibt verschiedenste Möglichkeiten. Es ist 
also nicht nötig, hier ein Obligatorium zu schaffen.  
Lehnen Sie bitte das Postulat ab! Vielen Dank. 
 
Willy Haderer (SVP, Unterengstringen): Ich möchte noch einen As-
pekt, der bisher nicht zu Sprache kam, darlegen. Es ist nirgends fest-
gelegt, bis wann Vorschläge für Wahlen bei einem solchen Wahlver-
fahren einzureichen sind. Das heisst, es können bis zum Wahlsonntag 
den Stimmberechtigten Wahlvorschläge präsentiert werden. Und nun, 
wo soll dann der Entscheid gefällt werden und zu welchem Zeitpunkt, 
ob ein Beiblatt mit Namen von offiziell Vorgeschlagenen auszugeben 
ist? Drei Wochen vor der Wahl müssen die Stimmcouverts bei den 
Stimmberechtigten sein. Es kann also einen Tag vor dieser Verteilung 
noch ein Vorschlag eingehen und wenn dann die Gemeindebehörde 
ein Beiblatt ausgibt und nachher sagt, das hätte nicht mehr gereicht, 
wird man der Gemeindebehörde den Vorwurf machen, sie hätte hier 
willkürlich gehandelt, das hätte schon noch gereicht, wenn man das 
getan hätte. Und nicht alle Gemeinden sind gleich flexibel, ob sie 
hierzu eine Woche oder nur einen Tag brauchen. Ich bin der Meinung, 
dass auch das eine Wahl ganz klar verfälschen kann. Sicher ist es rich-
tig und deshalb ist auch die Kann-Formulierung in Ordnung, dass 
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wenn eine schwierige Situation bei einer Wahl ansteht, bei einem 
Stimmzettel zum Beispiel, wie ich das letzte Woche bei uns gehabt 
habe, wo ein Präsident des Gemeinderates noch im zweiten Wahlgang 
gewählt werden musste und wo ein siebter Gemeinderat, der im ersten 
Wahlgang nicht gewählt worden war, ebenfalls gewählt werden muss-
te. Da gibt es verschiedene Möglichkeiten, wie man abstimmen kann: 
nämlich die bisherigen sechs als Präsidenten wählen, ohne dass sie als 
Mitglied überhaupt nochmals gewählt werden können, einen Neuen 
also nur als Mitglied und einen Bisherigen als Präsidenten zu wählen. 
Die Möglichkeiten sind hier ganz klar unterschiedlich. Der Stimmbür-
ger sieht hier vielleicht nicht von vornherein einfach durch bei diesem 
Wahlzettel. Da ist es sinnvoll, wenn man das erklärt. Aber bitte ohne 
Namen! Gerade in einer Situation, wo etwas umstritten ist, kann es 
immer wieder vorkommen, dass sehr kurzfristig solche Vorschläge auf 
den Tisch gelegt, das heisst bekannt gemacht werden. Dann den Ge-
meindebehörden den Vorwurf zu machen, sie hätten diesen auf dem 
Beiblatt gar nicht mehr bekannt machen dürfen, weil das ja sowieso zu 
spät war, oder umgekehrt, sie hätten unbedingt diesen Namen auch 
noch auf das Beiblatt schreiben sollen, weil er sonst diskriminiert wird 
und das Argument der zeitlichen Verzögerung nicht standhalten kann. 
Das gibt zu endlosen Diskussionen Anlass und ich bitte Sie, das nicht 
auch noch ins Gesetz aufzunehmen, dass hier auch noch jedes Mal 
über ein solches Problem gesprochen werden kann nach erfolgter 
Wahl.  
Ich bitte Sie, dieses Postulat abzulehnen.  
 
Robert Brunner (Grüne, Steinmaur) spricht zum zweiten Mal: Samuel 
Ramseyer, wenn ein Kandidat für die Richterwahlen erst im Wahlgang 
merkt, dass er überhaupt nicht wahlfähig ist, weil er seinen Job als 
Betreibungsbeamter aufgeben müsste, dann ist das schon dumm gelau-
fen. Das ist nicht mein Problem, das ist auch nicht Ihr Problem. Wir 
haben ihn nicht unterstützt. Ich glauben, das ist nicht das Thema.  
Aber Willy Haderer, heute ist es natürlich so, dass wenn es in der 
Kompetenz der wahlleitenden Behörde ist, es auch in der Kompetenz 
der wahlleitenden Behörde ist, die Termine zu setzen. Diese Termine 
sind dann auch öffentlich bekannt zu machen. Es ist ja sonnenklar: 
Wenn hier ein Obligatorium kommt, muss das neu geregelt werden. 
Darum bin ich auch bereit gewesen, das in ein Postulat umzuwandeln, 
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damit man dieses und auch andere Themen dann in einem Aufwasch 
behandeln kann. Ich denke, das spricht nicht dagegen.  
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Es spricht noch Gemeindepräsi-
dent Richard Hirt. 
 
Richard Hirt (CVP, Fällanden): Ich verstehe die Aufregung nicht, die 
jetzt um dieses Beiblatt ausgebrochen ist. Wir haben mit dem Beiblatt 
gearbeitet. Es läuft schon auf organisatorische Probleme hinaus, wie 
Willy Haderer etwas angekündigt hat. Man muss eine Frist setzen. 
Und dann kommt diese Frist, die Leute melden sich an und dann sehen 
gewisse Parteien, dass es Leute auf dieser Liste hat, die nicht so ge-
nehm sind. Und dann kommt es eigentlich wieder ähnlich wie im Vor-
verfahren: Wird dann irgendjemand anderer vorgeschlagen – das ist in 
unserer Gemeinde passiert, dass man jemanden einfach von der Par-
teienlandschaft aus als wenig geeignet angesehen hat und dann kamen 
wirklich beim Herauskommen dieser Liste, als diese den Stimmenden 
zugestellt wurde, Nachmeldungen – dann haben diese eindeutig einen 
Nachteil. Jetzt ist so eine Mischung zwischen Vorverfahren und Bei-
blatt. Man müsste es von mir aus gesehen sehr gut anschauen, wenn 
das Postulat, so wie es ausschaut, von der Mehrheit überwiesen wird. 
Dann muss man diese Problematik mit den Terminen sehr gut an-
schauen und wie gewisse Nachmeldungen dann gehandhabt werden, 
damit sie nicht diskriminiert werden. Darum habe ich auch gespro-
chen. Danke. 
 
Abstimmung¨ 
Der Kantonsrat beschliesst mit 96 : 54 Stimmen, das Postulat zu 
überweisen. 
 
Das Geschäft ist erledigt.  
 
 



11458 

10. Einbezug der Eltern im Strafvollzug 
Postulat von Gerhard Fischer (EVP, Bäretswil), Hanspeter Amstutz 
(EVP, Fehraltorf) und Peter Reinhard (EVP, Kloten) vom 14. Novem-
ber 2005 
KR-Nr. 321/2005, Entgegennahme, Diskussion 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Der Regierungsrat ist bereit, das 
Postulat entgegenzunehmen. Claudio Zanetti, Zollikon, hat an der Sit-
zung vom 27. Februar 2006 den Antrag auf Nichtüberweisung des 
Postulates gestellt. Der Rat hat zu entscheiden. 
 
Claudio Zanetti (SVP, Zollikon): Obwohl es den Postulanten mit ih-
rem Vorstoss offensichtlich nur darum geht, sich vom Regierungsrat 
die Grundlagen für eine akademische Plauderei erarbeiten zu lassen, 
möchten wir die Gelegenheit nutzen und uns Gedanken über die Ent-
wicklung der Strafverfolgung und des Strafvollzuges in den letzten 
Jahren in unserem Land Gedanken zu machen.  
Es ist darum nämlich nicht gut bestellt und wer den Ausführungen un-
seres Justizdirektors Markus Notter vor einer Woche zugehört hat, 
weiss, was ich meine. Es wird immer absurder, was sich in diesem Be-
reich abspielt. Wenn Hooligans nach einem Fussballspiel aufeinander 
losgehen und randalieren, sind entweder die Wirte, die Alkohol aus-
schenken, oder die Basler, die nicht auf die klugen Ratschläge aus Zü-
rich hörten, schuld. Wenn am 1. Mai die Chaoten des Schwarzen 
Blocks ganze Quartiere kurz und klein schlagen und Autos in Flam-
men aufgehen lassen, ist die Polizei schuld, die angeblich mit ihrem 
Auftritt provoziert hat. Wenn Parlamentarier, die in diesem Rathaus 
Gastrecht geniessen, voller Stolz und ohne Anzeichen von schlechtem 
Gewissen eine bestimmte Kategorie Autos beschädigen, so sind die 
Halter dieser Autos selbst schuld. Wenn Jugendliche auf dem Pausen-
platz von ihren Mitschülern Schutzgeldzahlungen erpressen, liegt das 
an der schlechten Integration; nicht etwa daran, dass gewisse Indivi-
duen sich nicht integrieren wollen, sondern daran, dass wir Schweizer 
angeblich zu wenig zur Integration tun. Schuld sind also wir. Wenn 
sich Jugendliche aus dem früheren Jugoslawien auf unseren Strassen 
waghalsige Autorennen liefern, dann ist ebenfalls ihr kulturelles Um-
feld, das sie zu solch machohaftem Verhalten zwingt, schuld – und 
natürlich wiederum mangelhafte Integration. Muss ein Straftäter ein-

http://www.kantonsrat.zh.ch/internet/fs1_main.asp?MNID=3541&GS_ID=%7b9F16A1F3-D032-49C4-9D58-25AB20C1E38F%7d
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mal verhaftet werden, dann kommen die Urbanioks (Frank Urmaniok, 
Chef Psychiatrischer-Psychologischer Dienst, Amt für Justizvollzug) 
und Konsorten und verweisen auf die schlimme Kindheit, die eigent-
lich schuld ist, damit man die Betroffenen auch schon bald ohne Be-
denken in den nächsten Hafturlaub entlassen kann.  
Nun sollen also auch die Eltern in die Pflicht genommen werden. 
Meine lieben Postulanten, was stört Sie eigentlich an der Vorstellung, 
dass ein Straftäter an der von ihm verübten Straftat auch schuld sein 
könnte? Und warum soll nicht er ganz allein zur Verantwortung gezo-
gen werden? Wer in der Lage ist, die Unrechtmässigkeit seines Han-
delns zu erkennen, ist im Sinne unserer Rechtsordnung straffähig, das 
heisst, er kann für seine Taten bestraft werden. In der schweizerischen 
Strafrechtsordnung gilt das Verschuldungsprinzip. Bestraft wird also, 
wem ein Verschulden vorgeworfen und nachgewiesen werden kann. 
Es geht hier also um die Schuld und wir sollten uns daher hüten, stän-
dig zu entschuldigen und die Verantwortung für persönliches Tun auf 
andere abzuschieben. Nur so ist es möglich, Menschen zu selbstver-
antwortlichem Handeln zu bewegen. Natürlich wäre es wünschens-
wert, dass Eltern darauf hinwirken, dass Zöglinge nicht auf die 
schlechte Bahn geraten oder gar kriminell werden; das ist beim weit-
aus grössten Teil auch der Fall. Doch genau dort, wo es am nötigsten 
wäre, sind diese familiären Strukturen zerrüttet oder sie fehlen ganz. 
Ihr Postulat zielt also ins Leere.  
Zum Schluss meiner Ausführungen möchte ich es nicht unterlassen, 
die Postulanten darauf hinzuweisen, dass sie etwas Wichtiges überse-
hen haben. Sie geraten nämlich in Konflikt mit dem Recht, die Aussa-
ge zu verweigern, wenn Familienangehörige einer Straftat beschuldigt 
werden. Der Einbezug der Eltern in ein Strafverfahren könnte nämlich 
jederzeit unter Berufung auf das Zeugnisverweigerungsrecht abge-
lehnt werden. Ihr Problem bleibt also ungelöst, sofern es sich mit 
staatlichen Zwangsmassnahmen überhaupt lösen liesse.  
Wie Sie richtig vermuten, empfiehlt Ihnen die SVP, das Postulat nicht 
zu überweisen.  
 
Gerhard Fischer (EVP, Bäretswil): Lieber Claudio Zanetti, ich verste-
he die Welt nicht mehr. Was Sie hier bemängeln, stellen wir überhaupt 
nicht in Abrede. Es geht uns hier wirklich um griffigere Massnahmen, 
und da sind wir dezidiert der Meinung, dass die Eltern mitverantwort-
lich sind und mit zur Verantwortung gezogen werden sollen. Und na-
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türlich sollen die Jugendlichen selbst keinesfalls mit Glacéhandschu-
hen angefasst werden.  
In unserem Postulat haben wir klar begründet, warum wir den stärke-
ren Einbezug der Eltern im Strafvollzug fordern. Auch im letzten Jahr 
haben die Strafen von Kindern und Jugendlichen nochmals zugenom-
men. Eine Trendwende ist noch immer nicht in Sicht. Eltern sind bis 
zur Mündigkeit ihrer Kinder mitverantwortlich für deren Verhalten. 
Leider muss festgestellt werden, dass ein Teil der Eltern sich dieser 
Verantwortung eindeutig zu wenig bewusst oder aber mit der Erzie-
hungsarbeit hoffnungslos überfordert ist. In der Botschaft zur Ände-
rung des Bundesgesetzes über das Jugendstrafrecht wird unter dem 
Titel «notwendiger Einbezug der Eltern» Folgendes gesagt: «Die El-
tern sollen so weit wie möglich zu den Verfahrensverhandlungen und 
Entscheiden beigezogen werden.» Könnte man überhaupt etwas ande-
res tun? Weiter heisst es: «Die Eltern haben am meisten Einfluss auf 
den Beschuldigten, können zum Gelingen oder Scheitern einer 
Betreuungsmassnahme massgeblich beitragen.» Schliesslich müssen 
sie ja ihre Erziehungseinstellung ändern, zum Beispiel um das Verhal-
ten des Beschuldigten nach dem Begehen der Straftat zu ändern. Ohne 
wenigstens minimale Zustimmung der Eltern am Erziehungsprojekt 
hat dieses keine Erfolgschance. Liest man die Bestimmungen über das 
Kinder- und Jugendstrafrecht, Artikel 367 StPO (Strafprozessord-
nung) durch, so werden die Eltern, also die Inhaber der elterlichen 
Sorge, überaus häufig erwähnt. Indessen fällt aber auf, dass vornehm-
lich die Rechte der Eltern geregelt sind. Leider ist es so, dass wenn sie 
es vorziehen, das Strafverfahren gegen ihre minderjährigen Kinder zu 
ignorieren, sie das tun können. Mein Postulat bezweckt, auch die 
Pflichten der Eltern einzuführen.  
Damit beurteilt werden kann, welche Pflichten sinnvoll sind, wird der 
Regierungsrat eingeladen, zuerst ein Konzept zu entwickeln. Die 
Konkretisierung in Form neuer gesetzlicher Bestimmungen erfolgt 
später in einem zweiten Schritt. Konkret denken wir an folgende 
Pflichten: erstens die Pflicht zur Verteidigung der Kinder bezie-
hungsweise zur Bezahlung des amtlichen Verteidigers, im Weiteren 
die Pflicht zur Teilnahme an der Gerichtsverhandlung, wobei unent-
schuldigte Abwesenheit mit einer Sanktion belegt wird. Konkret kann 
das eine Busse sein. Wir möchte auch die Pflicht zur Teilnahme an 
Untersuchungshandlungen wie Einvernahmen und so weiter, sofern 
nicht ein Ausschlussgrund besteht. Und natürlich wollen wir im Wei-
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teren einen Einbezug in den Vollzug, sofern dies der Sache dienlich 
ist. Die Ausdehnung der solidarischen Kostentragungspflicht auf den 
Vollzug scheint für uns unumgänglich, denn die Voraussetzungen 
vom Artikel 33 ZGB (Zivilgesetzbuch) erfüllt dies, nämlich die Haf-
tung der Eltern bei Verletzung ihrer Aufsichtspflichten.  
Zusammengefasst sollen strafbare Handlungen der Kinder auch für die 
Eltern Konsequenzen haben. Ein stärkerer Einbezug der Eltern hat 
ganz klare präventive Wirkung, indem sich die Eltern wieder vermehrt 
ihrer Verantwortung in der Erziehung ihrer Kinder zu sozial integrier-
ten Persönlichkeiten bewusst werden. Selbstverständlich muss in dem 
allem ein tragbares Mass gefunden werden.  
 
Martin Naef (SP, Zürich): Ich möchte zum Postulat sprechen. Ich 
weiss nicht, zu was Claudio Zanetti genau gesprochen hat. Er hat aber 
immerhin eine Gemeinsamkeit mit dem Postulanten: Er scheint kein 
profunder Kenner der Verfahren der Zürcherischen Jugendstrafrechts-
pflege zu sein. Den Postulanten ist nämlich offenbar auch nicht be-
wusst, wie das geht. Ich versuche es mit einer kurzen Erklärung in Er-
innerung meiner eigenen Tätigkeit für die Zürcher Jugendanwaltschaf-
ten. Vorab eine Bemerkung: Es gibt leider Verfahren, wo nicht einmal 
die Kinder und jugendlichen Delinquenten in das Verfahren einbezo-
gen sind; das sind die berühmten C-prioritären Fälle. Dort wird ein-
fach eine Verfügung nach Hause geschickt. Das hat jetzt mit diesen 
Fragen hier aber nichts zu tun. Ein ordentliches Verfahren bei der Ju-
gendanwaltschaft läuft folgendermassen ab:  
Die Kinder oder Jugendlichen, die angeschuldigt werden, sowie deren 
Eltern – ausser bei bereits erreichter Mündigkeit – werden zu einer 
Einvernahme vorgeladen. Während der Einvernahme durch die Ju-
gendanwältin oder den Jugendanwalt des Kindes oder des Jugendli-
chen findet ein Elterngespräch statt durch eine Sozialarbeiterin oder 
einen Sozialarbeiter. Anschliessend wird das Verfahren entweder mit 
einer Strafe abgeschlossen oder es werden weitere Untersuchungs-
handlungen oder eben bei einer Massnahmeindikation weitere Gesprä-
che mit dem Jugendlichen und mit den Eltern geführt. Bei jedem Ver-
fahrensschritt, insbesondere bei der Anordnung oder Beantragung von 
Massnahmen, sind die Eltern miteinbezogen. Es ist auch notorisch, 
dass der Erfolg einer Massnahme stark gefördert wird, wenn die Eltern 
die Massnahme mittragen. Bei jedem Vollzugsentscheid, das heisst bei 
der Änderung, bei der Versetzung, beim Abschluss, werden die Eltern 
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einbezogen und haben ihre vollen Rechte als gesetzliche Vertreterin 
und Vertreter. Sie haben auch im Massnahmevollzug selbstverständ-
lich, wenn sie das können, Elternbeiträge zu bezahlen. Es geht also 
hier um Mitwirkung vor allem auch im Hinblick auf den Massnahme-
vollzug, und das hat nichts mit einer Zeugeneinvernahme, wo man 
sich auf das Zeugnisverweigerungsrecht berufen könnte oder wo das 
ein Problem darstellen würde, zu tun. Es ist also hier schlicht überflüs-
sig, einen Bericht zu verfassen. Als Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier stünden Ihnen andere Möglichkeiten zu, sich über die Arbeit 
der Jugendanwaltschaften zu informieren. Ich bin sicher, dass Ihnen 
meine ehemaligen Kolleginnen und Kollegen gerne Einblick in ihre 
interessante und sehr anspruchsvolle Tätigkeit geben würden.  
Ein Bericht ist hier aber nicht notwendig. Wenn er doch kommen soll-
te, dann macht es auch nichts. Danke.  
 
Thomas Vogel (FDP, Illnau-Effretikon): Ich hätte die Aufgabe auch 
gern übernommen, die Martin Naef jetzt gerade übernommen hat, 
nämlich ein bisschen aufzuklären, wie ein Verfahren eben läuft. Das 
hat er mir abgenommen. Ich kann mich voll und ganz seiner Ausfüh-
rung anschliessen. Ich möchte noch darauf hinweisen, dass auch im 
Gerichtsverfahren die Eltern stark miteinbezogen sind. Die Eltern sind 
in einem Jugendgerichtsverfahren rechtsmittellegitimiert. Sie werden 
auch an nicht öffentliche Verhandlungen zugelassen. Es ist schlicht 
und ergreifend kein Handlungsbedarf; das sieht notabene auch die Ju-
gendanwaltschaft so, zumindest diejenigen, mit denen ich gesprochen 
habe, und die Präsidentin des Jugendgerichtes. Es ist der falsche Weg, 
die Eltern hier in irgendeiner Art und Weise den Spiegel vorhalten zu 
wollen, was ihre vernachlässigten Erziehungsaufgaben anbelangt.  
Das Postulat ist überflüssig und wird von der FDP nicht unterstützt.  
 
Hanspeter Amstutz (EVP, Fehraltorf): Die gegenwärtige Mutlosigkeit 
in der Erziehung muss überwunden werden. Es ist schon erschre-
ckend, wie viele Eltern und Erziehungsverantwortliche in Erziehungs-
fragen ziemlich ratlos sind. Jahrelang, fast jahrzehntelang wurde einer 
ganzen Elterngeneration weisgemacht, man müsste in der Erziehung 
in erster Linie den Kindern grosszügig Freiraum geben und sie mög-
lichst wenig einschränken. Diese an Rousseau und andere angelehnte 
Erziehungsphilosophie, die ohne das Setzen klarer Grenzen auskom-
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men will, hat sich in unserer urbanisierten Welt überhaupt nicht be-
währt. Diese Art von Freiheit ist in einer völlig auf Konsum einge-
stellten Gesellschaft zum Scheitern verurteilt. Kinder und Jugendliche 
brauchen und wollen Menschen, die sich mit ihnen auseinandersetzen 
und in bestimmten Situationen pädagogischen Widerstand leisten. Ei-
ne Gesellschaft, wo aus falsch verstandener Toleranz den Jugendli-
chen fast alles erlaubt wird, schafft geradezu den Nährboden für ver-
hängnisvolle Provokationen. Emotionale Zuwendung der Erziehungs-
verantwortlichen, verbunden mit der Ermutigung, aus den vorhande-
nen Anlagen etwas Gutes zu machen, sind eine wesentliche Voraus-
setzung für das Gelingen der Erziehungsaufgabe. Emotionale Distanz 
und unverbindliche Positionen der Erziehungsverantwortlichen in we-
sentlichen Lebensfragen haben unsere Jugend wirklich nicht verdient. 
Wenn Jugendliche schwerere Delikte begehen, ist bereits einiges im 
Erziehungsbereich schief gelaufen. Meistens brauchen die betroffenen 
Eltern dabei ebenso Hilfe wie die angeklagten jungen Menschen. Wa-
rum Eltern nicht zu Erziehungskursen verpflichten, wo ihnen Mut zur 
Erziehung vermittelt wird, wenn gravierende Vorkommnisse vorlie-
gen? In dieser Hinsicht ist bis heute sehr viel zu wenig getan worden. 
Auch in der Pubertät leben Jugendliche in einem familiären Bezie-
hungsnetz, das ihr Verhalten ganz wesentlich beeinflusst. Wir können 
Jugendlichen helfen, indem wir ihr soziales Umfeld positiv verändern. 
Dies gilt nicht nur für die Schule, wie einige glauben, sondern ganz 
besonders auch für den familiären Bereich.  
Der vorliegende Vorstoss will den Hebel am richtigen Ort ansetzen 
und die Frage der Erziehungsverantwortung der älteren Generation ins 
Zentrum stellen. Was bisher durch die Gerichte gemacht wurde, ge-
nügt absolut nicht; das weiss ich aus eigener Erfahrung. Da liegt vieles 
in den Schubladen, da zieht sich vieles über Wochen hin und vor al-
lem sind die Eltern nicht mit der nötigen Sorgfalt begleitet worden. 
Wir haben in diesem Bereich sehr viel zu tun, und Erziehungskurse 
stehen für mich im Vordergrund. Da könnte man wirklich einen gros-
sen Schritt vorwärts machen. Wir bitten Sie, unser Postulat zu unter-
stützen.  
 
Susanne Rihs-Lanz (Grüne, Glattfelden): Für einmal bin ich sehr froh 
um die klärenden Worte unserer Juristen in diesem Saal. Sie haben es 
gesagt: Den Einbezug der Eltern im Strafverfahren braucht es nicht. 
Wir brauchen dieses nicht zu verschärfen, weil es dies schon gibt. Ich 
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glaube einfach, dass die EVP ein anderes Anliegen hat, das sie wieder 
einmal darlegen wollte. Sie wollte damit klar feststellen, dass die er-
zieherische Verantwortung der Eltern heutzutage nicht mehr funktio-
niert. Ich gebe Ihnen Recht, das hat nicht immer funktioniert. Aber es 
wird immer Eltern geben, die ihre erzieherische Aufgabe einfach aus 
irgendeinem Grund nicht wahrnehmen können. Das kann man nicht 
aus dieser Welt schaffen. Was es braucht, das haben wir heute Morgen 
gesehen: Es braucht Unterstützung der Familie, es braucht Unterstüt-
zung der Jugendlichen in der Berufsfrage, es braucht Lehrstellen, es 
braucht Integrationsmassnahmen. Und all diese Massnahmen können 
verhindern, dass es noch mehr Gewalt bei der Jugend gibt. In diesem 
Sinne bitte auch ich, das Postulat abzulehnen.  
 
Peter Reinhard (EVP, Kloten): Ich bin den Juristen dankbar, dass sie 
uns sagen, wie die Abläufe gehen. Aber Sie können versichert sein, 
wir wissen das auch und wir haben auch Juristen. Aber es ist schön, 
wenn Sie sich hinter Formalem verschliessen und damit meinen, Sie 
könnten sich Ihrer Verantwortung entziehen. Unser Signal ist eigent-
lich klar: Wir haben hier ein Postulat vorgelegt, welches die Regie-
rung bereit ist, entgegenzunehmen, zu prüfen, einen Bericht dazu zu 
bringen. Das muss nicht nur positiv sein, aber unser Signal ist klar: 
Wir wollen nicht lauter Sparereien hier drin diskutieren, wir wollen 
nicht Stellen abbauen und Jugendliche nur noch mit Verweisen und 
Verwarnungen bestrafen, sondern wir wollen, dass Eltern eine Mitver-
antwortung haben. Und es erstaunt, dass gerade die SVP, Claudio Za-
netti, dass gerade Sie das so bekämpfen und mit Plattitüden ablehnen. 
Wir wollen einen stärkeren Miteinbezug, wir wollen, dass sie über-
haupt einmal miteinbezogen sind und sich nicht hinter einem Recht-
staat verschanzen können. Wir gehen davon aus, dass dieses Signal 
notwendig ist und dass Sie eigentlich auch für Familienverantwortung 
sind und weniger Staat möchten. Wir haben das hier darzulegen ver-
sucht. Und wenn Sie Frank Urbaniok oder sonst irgendjemanden zitie-
ren, dann sollten Sie eigentlich diese Personen kennen, bevor Sie hier 
solche Aussagen machen. Frank Urbaniok ist nicht hier, um zu be-
gründen, wieso jemand schuldhaft geworden ist – und fertig, sondern 
er ist auch verantwortlich, dass ein Strafvollzug in aller Klarheit und 
Deutlichkeit vorgenommen wird. Er ist überhaupt nicht derjenige, der 
sagt «jeder kann gehen», sondern dort, wo ein Vollzug notwendig ist, 
dort steht er auch dafür ein. Sie können doch hier nicht Kartoffeln und 
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Äpfel mischen und sagen «wir haben einen Einheitsbrei». Wir haben 
hier ein Signal abzugeben, dass Eltern eine Verantwortung für ihre 
Kinder haben. Und wenn Sie dagegen stimmen, dann müssen Sie mir 
nie mehr mit Familienpolitik kommen.  
 
Abstimmung 
Der Kantonsrat beschliesst mit 108 : 19 Stimmen, das Postulat 
nicht zu überweisen.  
 
Das Geschäft ist erledigt.  
 
 
Verschiedenes 
 
Gesuch von Matthias Gfeller, Winterthur, um Rücktritt aus dem 
Kantonsrat 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Matthias Gfeller, Winterthur, er-
sucht um vorzeitigen Rücktritt aus dem Kantonsrat per 3. Juli 2006. 
Gestützt auf Paragraf 35 und folgende des Gesetzes über die politi-
schen Rechte hat der Kantonsrat über den Rücktritt zu entscheiden. 
Ich gehe davon aus, dass Sie damit einverstanden sind. Das ist der 
Fall. Der Rücktritt auf den 3. Juli 2006 ist genehmigt. Ich beauftrage 
die zuständigen Stellen, die Nachfolge zu regeln.  
 
Rücktritt von Fredy Ganz, Bassersdorf, aus dem Kantonsrat 
Ratssekretär Raphael Golta verliest das Rücktrittsschreiben: «Ich rei-
che mit diesem Schreiben meinen sofortigen Rücktritt aus dem Kan-
tonsrat ein. Dieser Rücktritt erfolgt infolge Wohnortswechsel aus dem 
Bezirk Bülach und infolge meiner neuen grossen wirtschaftlichen 
Herausforderung, die mein volles Engagement erfordert.  
Für die angenehme Zusammenarbeit in der GPK sowie im Rat möchte 
ich euch ganz herzlich danken. Für das verbleibende Jahr in dieser 
Legislatur und für die kommenden Wahlen wünsche ich euch alles 
Gute, gutes Gelingen und eine erfolgreiche Wahl in die neue Legisla-
tur. Ich freue mich, euch bei anderen Gelegenheiten wieder zu sehen. 
Selbstverständlich bin ich auch als Alt-Kantonsrat jederzeit gerne be-
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reit, den FC Kantonsrat nach Kräften zu unterstützen oder an der Sola-
Stafette mein Bestes zu geben.  
Mit freundlichen Grüssen, Fredy Ganz.» 
 
Ratspräsident Hartmuth Attenhofer: Fredy Ganz, Bassersdorf, ersucht 
um sofortigen Rücktritt aus dem Kantonsrat. Gestützt auf Paragraf 35 
und folgende des Gesetzes über die politischen Rechte hat der Kan-
tonsrat über den Rücktritt zu entscheiden. Ich gehe davon aus, dass Sie 
damit einverstanden sind. Das ist der Fall. Der Rücktritt per sofort ist 
genehmigt. Ich beauftrage die zuständigen Stellen, die Nachfolge zu 
regeln.  
Fredy Ganz ist mit Beginn der laufenden Legislatur in den Kantonsrat 
eingetreten. Er hat alsogleich die Arbeit in der Geschäftsprüfungs-
kommission aufgenommen, die er aber Ende Februar dieses Jahres 
verlassen musste. In der kurzen Zeit, die Fredy Ganz im Kantonsrat 
vergönnt war, befasste er sich am Rande mit Asylpolitik und in der 
verschwiegen arbeitenden GPK wirkte er als zuverlässiger Referent 
der Volkswirtschaftsdirektion.  
Fredy Ganz hat redlich versucht, sich im Kantonsrat einzubringen. 
Nicht grosssprecherisch, sondern als stiller Schaffer. Doch wirtschaft-
lich blies ihm privat ein harter Wind ins Gesicht, sodass er die politi-
sche Tätigkeit seinem wirtschaftlichen Fortkommen mehr und mehr 
hintan stellen musste. Schliesslich zwangen ihn äussere Umstände, das 
vom Volk erhaltene Mandat zurückzugeben.  
Diese «äusseren Umstände» sind von zwei Seiten zu beleuchten. Ich 
gestatte mir diesbezüglich eine gewisse Einseitigkeit. Einerseits hat 
Fredy Ganz mit seinen schweren wirtschaftlichen Problemen zu kämp-
fen, die sein berufliches wie auch sein privates Leben beeinträchtigten. 
Dass jemand in einer solchen Situation Fehler begehen kann, viel-
leicht auch mal strauchelt, ist in einem gewissen Masse verständlich. 
Fredy Ganz hat dafür büssen müssen, weniger als Privatmann, sondern 
weil er Politiker ist. Und das trifft ungleich härter. Politikerinnen und 
Politiker sind öffentliche Personen und haben deshalb eine offenere 
Privatsphäre als Normalsterbliche. An Politikerinnen und Politiker 
legt die Öffentlichkeit strengere Massstäbe an. Das ist an sich nicht zu 
bemängeln. Aber was Fredy Ganz widerfahren ist – und da komme ich 
auf meine gewollte Einseitigkeit –, was Fredy Ganz durch gewisse 
Medien widerfahren ist, darf nicht unwidersprochen bleiben. Während 
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Tagen und Wochen wurde er von gewissen Medien auf teilweise de-
goutante Weise an die Öffentlichkeit gezerrt, wie es in diesem Land 
noch kaum je geschah. Die einmal losgetretene Kampagne nahm un-
verantwortliche Ausmasse an, so dass Fredy Ganz nur noch das Unter-
tauchen blieb. Beherzte Menschen machten sich Sorgen um ihn.  
Journalismus soll aufdecken, darf investigativ sein, um als vierte 
Macht im Staat wirken zu können. Und Politiker müssen härter sein 
im Nehmen als andere Leute. Aber die Würde des Menschen hat auch 
der Journalismus zu achten.  
Ich danke Fredy Ganz für seine dem Kanton geleisteten Dienste und 
wünsche ihm einen erfolgreichen wirtschaftlichen Neuanfang und in 
seinem persönlichen Fortkommen alles Gute. (Kräftiger Applaus.) 
 
 
Neu eingereichte parlamentarische Vorstösse 
– Folgen einer Annahme der KOSA-Initiative für den Kanton 

Zürich  
Dringliches Postulat Lucius Dürr (CVP, Zürich) 

– Abschaffung der Erbenhaftung im Steuerrecht (Änderung des 
Steuergesetzes vom 8. Juni 1997) 
Parlamentarische Initiative Ralf Margreiter (Grüne, Oberrieden) 

– Timeout-Einrichtungen zur Betreuung verhaltensauffälliger 
Schülerinnen und Schüler nach ihrer vorübergehenden bzw. 
definitiven disziplinarischen Wegweisung von der Schule 
Anfrage Gerhard Fischer (EVP, Bäretswil) 

– Unterstützung der Jugendlichen in der Anerkennung ihrer se-
xuellen Identität 
Anfrage Roland Munz (SP, Zürich) 

– «Schengen-Reife» des Kantons Zürich 
Anfrage Benedikt Gschwind (SP, Zürich) 

 
 



11468 

 
Schluss der Sitzung: 12.00 Uhr 
 
 
 
Zürich, den 29. Mai 2006 Die Protokollführerin: 
 Heidi Baumann 
 
 
Vom Ausschuss Ratsprotokolle der Geschäftsleitung genehmigt am 25. August 
2006. 
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